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Editorial
Liebe Leserin,
Lieber Leser!

Als in Japan die Apokalypse ausbrach, 
war dieses Heft de fa�o in der Drucke-
rei. Wäre dem nicht so gewesen, hätten 
wir ein Pamphlet wider den kriminell-
verantwortungslosen HandlangerInnen 
der Atomindustrie abgedruckt. Stattdes-
sen findet ihr aber Folgendes im Heft:

Martina Burtscher, die rasende Ägypten-
Reporterin, bereits mehrmals das Ass im 
PROGRESS-Ärmel, lieferte uns ein Inter-
view und eine Reportage aus Kairo. Der 
Fotograf Gianmaria Gava fotografierte 
in Tunesien die geplünderten Villen der 
Herrschaft für die Dossier-Fotostrecke. 

Auch über Nordafrika hinaus waren un-
sere Leute in der ganzen Welt unterwegs: 
�omas Schmidinger, zurzeit Research 
Fellow in Minnesota, analysiert die Hin-
tergründe der Aufstände im arabischen 
Raum, Katie Binns, eine britische Jour-
nalistin mit österreichischen Wurzeln, 
berichtet aus London über die Studieren-
denproteste und für die Seite  konnten 
wir einen sehr prominenten Gastautoren 
aus Slowenien gewinnen – seht am be-
sten selbst! Der letzte Feinschliff an den 
Texten wurde in Paris und Wien durch-
geführt.

Bei soviel Internationalität bleibt uns nur 
zu sagen: 

Viel Spaß beim Lesen! 
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LOUIS WEILAND

er hätte das zu Jahresbe-
ginn gedacht?  wird in 

die Chroniken der Menschheitsge-
schichte eingehen als großes Revo-
lutionsjahr, vergleichbar mit epo-
chalen Daten wie , als Europas 
BürgerInnen gegen die Restauration 
auf die Barrikaden stiegen. 

Die Revolutionen in Tunesien 
und Ägypten sind Ereignisse von 
weltbewegender Dimension, weil sie 
eine neue Ära verheißen für den ge-
samten arabischen Raum, dem eine 
Schlüsselrolle in der Weltpolitik 
zukommt. Was die Umwälzungen 
in Ägypten, der traditionellen Vor-
macht der arabischen Staaten, noch 
auslösen werden, kann niemand 
wissen. Sicher ist: Für jede arabische 
Regierung wird es in Zukunft viel 
schwieriger werden, als Statthalte-
rin westlicher Interessen aufzutre-
ten und Politik gegen das eigene 
Volk zu machen. PolitikerInnen aus 
der EU und den USA mögen sich 
im Nachhinein noch so sehr auf die 
Seite der RevolutionärInnen stel-
len und sich echauffieren, Mubarak 
und Ben Ali seien Bastarde gewesen. 
Die NordafrikanerInnen werden 
nicht vergessen: Sie waren „unsere“ 
Bastarde, Mafiabosse im Dienst des 
Westens.

Pharaonen und Mafiabosse. Ihre 
Gangster-Regime sind gefallen, 
weil sie den jungen Menschen kei-
ne Chancen, keine glaubhaften Ver-
sprechen mehr anbieten konnten. 
Es waren nicht die verarmten Mas-
sen und die alten Seilschaften der 
Muslimbrüder, die die Diktatoren 
verjagten. Das Rückgrat des Auf-
stands bildete eine junge Generati-
on von IngenieurInnen, IT-Fachleu-
ten, FreiberuflerInnen, Fußballfans 
und auch Nachwuchsmitgliedern 

der Muslimbrüder, die damit gegen 
die Linie der Führungsgarde der Is-
lamisten handelten. Gemeinsam 
war ihnen allen die Angst, durch 
die globale Finanzkrise aus der Mit-
telschicht in die Armut gestoßen zu 
werden. 

Rechte ApologetInnen predigen, 
die Umwälzungen in Nordafrika 
seien ein Beweis für den Siegeszug 
der neoliberalen Demokratie. Aber 
die MarktschreierInnen sollten 
sich mal anhören, an wen die pro-
testierende Masse am Tahrir-Platz 
in Kairo ihre Solidaritätsadressen 
richtet. Sie unterstützen die protes-
tierenden StudentInnen in London 
und die linken Parlamentsbesetze-
rInnen in Wisconsin in den USA. 
Die einen wie die anderen betrach-
ten sich als Verbündete im Kampf 
gegen eine neoliberale Politik, die 
schließlich der Grund war, warum 
die Pharaonen vulgo Mafiabosse in 
Ägypten und Tunesien vom �ron 
kippten. 

Schlägertrupps gegen Dissident-
Innen. In unseren Tagen zeigt sich 
der subversive Weltgeist als Globali-
sierungsgewinnler. Mit Argusaugen 
mussten die Herrschenden der Welt 
sehen: Nicht nur Geld und Kapital 
jagen per Mausklick um den Erd-
ball, sondern auch Aufstand und 
Umsturz eilen per Breitband und 
Satellit um die immer flacher wer-
dende Welt.

Wenn in Tunesien und Ägyp-
ten die Diktatoren stürzen, müssen 
die verbleibenden Autokraten in 
Europa, Asien und Afrika vor dem 
Funkenschlag der Revolution zit-
tern. Sogar die mächtigen Bonzen 
im Politbüro der Kommunistischen 
Partei Chinas zeigen dann Ner-
ven, versetzen den Geheimdienst in 
höchste Alarmbereitschaft und het-
zen zivile Schlägertrupps auf Dissi-
dentInnen. 

Auch im Westen spürt man den 
Wind of Change. In London gingen 
hunderttausend Studierende auf die 
Straße, um gegen die Bildungspoli-
tik der konservativen Regierung zu 
protestieren. Die Stadt befand sich 
über eine Woche in einer Art Aus-
nahmezustand. Polizeihubschrauber 
patrouillierten über den Dächern 
der Finanzmetropole, Panzerfahr-
zeuge und hochgerüstete Robocops, 
ausgestattet mit ungesicherten Au-
tomatikwaffen, bewachten die Re-
gierungsviertel und riegelten die 
City ab. 

In Griechenland, dessen Haupt-
stadt Athen die höchste Porsche-
Cayenne-Dichte aller europäischen 
Metropolen haben soll, ist es in den 
vergangenen Wochen einmal mehr 
zu schweren Ausschreitungen ge-
kommen. Kleine Geschäftslokale 
wurden geplündert und danach aus-
gebrannt, es gab Dutzende Verletz-
te. Unseren Medien waren die anar-
chischen Tumulte – wenn überhaupt 

– nur noch eine Randnotiz wert, so 
sehr haben wir uns schon gewöhnt 
an das hellenische Chaos, das fru-
strierte Jugendliche anrichten. 

Streiken verboten. Im Vergleich 
dazu sind die Ereignisse, die sich 
derweil auf der anderen Seite 
des Atlantiks zutragen, weit un-
gewohnter. Im US-Bundesstaat 
Wisconsin führten die radikalen 
Sparpläne des republikanischen 
Gouverneurs Scott Walker zu Pro-
testen von hunderttausend Men-
schen, die das Zentrum von Ma-
dison, der Hauptstadt Wisconsins, 
zeitweise unter ihre Kontrolle 
brachten. Tausende BürgerInnen 
belagerten das State Capitol und 
verbarrikadierten die Zufahrtsstra-
ßen. Es war eine der größten Wi-
derstandsbewegungen in den USA 
seit den Demonstrationen gegen 
den Vietnamkrieg. 

Was in den großen Medien an-
fänglich als Provinzposse abgetan 
wurde, offenbarte sich alsbald als 
Eskalation des Machtkampfs zwi-
schen den zwei Amerikas – den 
sich immer fremder werdenden 
linksliberalen und reaktionären 
Teilen des Landes. 

Anlass für den Konflikt war, 
dass die republikanische Partei das 
horrende Budgetloch auf Kosten 
der Mittelschicht und der sozial 
Schwachen stopfen will, während 
den MillionärInnen und Milliar-
därInnen Steuersenkungen winken. 

Endstation Taka-Tuka-Land. Im 
US-Bundesstaat Ohio wurde jüngst 
ein Gesetz gebilligt, das es Beam-
tInnen unmöglich macht, Lohnfor-
derungen mit Hilfe von Gewerk-
schaften durchzusetzen. Streiks 
werden künftig ein strafwürdiges 
Vergehen sein. Angestellten soll so-
gar untersagt werden, bei Lohnver-
handlungen Abgeordnete zur Un-
terstützung einzuschalten. Und 
auch die republikanische Mehrheit 
im Senat in Wisconsin beschloss 
am . März trotz allen Wider-
stands, die Gewerkschaften radikal 
zu entmachten. „In  Minuten ha-
ben  Republikaner  Jahre Ar-
beitnehmerrechte in Wisconsin ab-
geschafft“, fasste der demokratische 
Senator Mark Miller die Niederla-
ge zusammen. 

Um die Bedeutung der globa-
len Unruhen richtig einzuschät-
zen, sollten wir nicht vergessen, 
dass uns hoch angesehene Polito-
logInnen noch vor wenigen Jahren 
glauben machen wollten, der Zug 
der Geschichte sei angekommen in 
seinem Endbahnhof, dem Taka-Tu-
ka-Land der neoliberalen Markt-
wirtschaft. Eingetreten ist aber das 
Gegenteil: Die Geschichte bricht 
sich gleich einem Hochgeschwin-
digkeitszug mit voller Wucht ihre 

W

Klassenkampf reloaded
In Nordafrika stürzen die Regime, in London herrscht Ausnahmezustand, in den USA 
bringen DemonstrantInnen eine Stadt unter ihre Kontrolle. Drei Schauplätze, ein Kampf: 
Der Mittelstand ringt um die Macht. 
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Bahn, und niemand kann mehr 
wissen, wer die Weichensteller-
Innen sind, die die Zukunft steuern 
werden.

Es herrscht Klassenkampf. Ge-
meinsam ist fast allen sozialen 
Kämpfen der Gegenwart, dass sie 
keine Klassenkämpfe mehr sind im 
Sinne von Proletariat gegen Bürger-
tum. Es sind Konflikte der Ange-
hörigen des Mittelstands, die ihren 
Status zu verlieren drohen oder sich 
diesen erkämpfen wollen. Egal ob 
China, Indien, Europa oder die USA: 
Die besitzende Elite braucht die Mit-
telschicht nicht mehr als politische 
Trägerin des Staates. Nur als gut qua-
lifizierte, aber unpolitische Angestell-
te sind ihre Mitglieder dem Kapital 
von Nutzen.

Dass aber auch die Auseinander-
setzungen zwischen den Superreichen 
und dem Mittelstand eine Art von 
Klassenkampf darstellen, darauf 
machte ausgerechnet der US-Mil-
liardär Warren Buffet aufmerksam. 
Das Gebaren der US-Finanzbranche 
im Visier stellte er lakonisch fest: „Es 
herrscht Klassenkampf, meine Klas-
se gewinnt.“ Und setzte nach: „Aber 
das sollte sie nicht.“ N

Der Autor studiert Arabistik in Wien.
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PROGRESS:  war bislang ein sehr protestreiches 
Jahr. Neben den Aufständen in den arabischen 
Ländern gab es auch schwere Student Riots in 
Großbritannien, eine Parlamentsbelagerung in den 
USA, gewalttätige Proteste in Griechenland und 
noch viel mehr. Was sagen Sie als Elitenforscher zu 
diesen Unruhen?
HARTMANN: In Großbritannien und den USA 
waren die Proteste für mich insofern abzuse-
hen, als dass die Menschen von den sehr radi-
kalen Sparmaßnahmen in Folge der Finanzkri-
se enorm belastet werden. Es war klar, dass die 
neue konservative britische Regierung sowie die 
Republikaner in den USA in noch stärkerem 
Maße als andere Regierungen die Belastung fast 
ausschließlich der sogenannten Normalbevölke-
rung aufladen werden. Im arabischen Raum war 
es zwar dauerhaft auch absehbar, weil dort die 
Diskrepanz zwischen Arm und Reich sehr groß 
ist, aber das hätte genauso gut in zwei, vier oder 

sechs Jahren passieren können. Es gibt weltweit 
eine ganze Reihe von Ländern, wo es auch zu 
schweren Unruhen kommen könnte, weil sich in 
den vergangenen zwanzig Jahren die Kluft zwi-
schen Arm und Reich enorm vergrößert hat. 

Das heißt, die VerliererInnen dieser Entwicklung 
wehren sich nun gegen die größer werdende Un-
gleichheit?
Ja, die meisten an den Protesten beteiligten 
Gruppen haben gemeinsam, dass sie Verlierer 
von wirtschaftlichen Entwicklungen sind. Wobei 
man für den arabischen Raum hinzufügen muss, 
dass der Protest dort auch der Versuch einer neu 
entstandenen Mittelschicht ist, politisch mehr 
Mitsprache zu bekommen. Dort ist es nicht al-
lein eine Frage der materiellen Verelendung, wo-
bei natürlich die Angst vor dem sozialen Abstieg 
eine große Rolle spielt. Und den meisten Jugend-
lichen im arabischen Raum fehlt es einfach an 

Michael Hartmann, Elitenforscher und Professor für Soziologie an der TU
Darmstadt, spricht mit PROGRESS über Student Riots in Großbritannien, den 
Kampf gegen die Gewerkschaft in den USA und warum die EuropäerInnen 
(noch) nicht auf die Straße gehen.  

Wir wurschteln uns gerade 
noch durch
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Zukunftsperspektiven, was aber wiederum von 
Land zu Land unterschiedlich ist. In Tunesien 
oder Libyen ist Armut weit weniger verbreitet als 
in Ägypten. Aber im Grunde lässt sich sagen, die 
Protestierenden sind die VerliererInnen der wirt-
schaftlichen Entwicklungen der letzten zehn bis 
zwanzig Jahre und insbesondere der Finanzkrise.

Inwieweit ist von dieser Entwicklung auch der soge-
nannte Westen betroffen? Hat die Finanzkrise nicht 
auch vielen EuropäerInnen enorme Nachteile ge-
bracht? 
Das lässt sich nicht eins zu eins umlegen. So ist 
die Mittelschicht im Westen in der Politik viel 
stärker repräsentiert als in den arabischen Län-
dern. Aber auch hier sinkt ihr Einfluss, weil die 
Macht der Exekutive wächst und die Legislati-
ve an Bedeutung verliert. Die Parlamente haben 
viel weniger Einfluss als früher, weil die Regie-
rungen und die Verwaltungsbürokratie vieles 
nur noch abnicken lassen. Die stärkere Diszipli-
nierung der einzelnen Fraktionen hat dazu bei-
getragen, dass es weniger Auseinandersetzungen 
in den Parlamenten gibt und die Abstimmungen 
sehr viel einheitlicher ausfallen als früher. Die 
Leute könnten sich natürlich wehren, aber sie 
tun es nur selten. Nehmen wir das Beispiel 
Großbritannien: Mit Ausnahme der Studieren-
den akzeptiert die Masse der Bevölkerung die 
massiven Einschnitte der Regierung mit sto-
ischer Ruhe. Vielleicht spüren die Menschen 
noch nicht, was da passiert, aber im gesamten 
Sozialbereich und bei den öffentlichen Beschäf-
tigten gibt es in nächster Zeit rabiate Einspa-
rungen. Und wenn man sich die USA anguckt: 
In Wisconsin und auch in Iowa sollen nun die 
relativ starken Gewerkschaften endgültig in die 
Knie gezwungen werden. Die Regierenden wol-
len nicht nur Sparmaßnahmen durchsetzen, 
sondern die Gewerkschaft völlig entmachten. 
Erst das hat zu den Protesten geführt. Die Spar-
maßnahmen in den anderen Staaten sind nicht 
weniger scharf, aber dort sind sie nicht direkt 
mit einem Angriff auf die Gewerkschaften ver-
bunden. Und die Leute beweisen mit ihrem Wi-
derstand schon das richtige Gespür: Wenn näm-
lich die Gewerkschaften noch schwächer werden 
als sie in den USA sowieso schon sind, dann 
werden die Kürzungsmaßnahmen im sozialen 

Bereich und bei den normalen Beschäftigten 
noch brutaler ausfallen. Die Entmachtung der 
Gewerkschaften ist eines der zentralen Anliegen 
neoliberaler Politik.

Wann ist der Punkt erreicht, ab dem Menschen an-
fangen sich aufzulehnen, was ist der Auslöser?
Das kann man nie sagen. Wenn man sich die 
Geschichte ansieht, zum Beispiel die russische 
Revolution, dann kann man den Briefen füh-
render RevolutionärInnen entnehmen, dass alle 
noch wenige Monate vor dem Ausbruch über-
einstimmend der Meinung waren, dass nichts 
passieren werde. Und auch die vielen Experten, 
die den arabischen Raum beobachtet haben, ha-
ben den Aufstand nicht kommen sehen. Wenn 
man sich die Zeitungsartikel aus Großbritan-
nien in Zusammenhang mit den Studienge-
bühren ansieht, dann gab es eine breite Über-
einstimmung unter den Kommentatoren, dass 
die britischen Studierenden zwar nörgeln wür-
den, dass es aber zu keinem breiten Widerstand 
kommen würde. Und auf einmal waren alle 
überrascht, dass so massiv protestiert wrde. 

Wie können solche Protestaktionen die von Eliten 
gemachte Politik verändern? 
Das Problem ist, die Protestaktionen dieser 
großen Masse erfordern deutlich mehr Hartnä-
ckigkeit und Anstrengung als die Verantwort-
lichen aufbringen müssen, um ihre Entschei-
dungen durchzubringen. Das ist qua Definition 
so. Die Elite sitzt in den Positionen, in denen 
sie Entscheidungen treffen kann, durch die ge-
sellschaftliche Entwicklungen maßgeblich be-
einflusst werden können. Und die Entschei-
dungsträger, das ist ein relativ kleiner Kreis von 
Menschen. Wenn Obama sagt, wir schließen 
Guantanamo jetzt doch nicht, dann ist das re-
lativ einfach zu machen. Für Gruppen aus der 
Bevölkerung ist es immer sehr viel schwerer, 
politische Ziele durchzusetzen. Erstens sitzen 
sie nicht direkt an den Hebeln der Macht und 
zweitens haben sie aufgrund ihrer sehr viel grö-
ßeren Zahl auch viel größere Probleme, sich zu 
organisieren.

Glauben Sie, dass es auch in Mitteleuropa zu Auf-
ständen der Massen kommen kann, wenn die Un-

gleichheit zwischen oben und unten noch größer 
wird? Oder geht es den Menschen in der EU zu gut, 
um ihren Unmut auf die Straße zu tragen? 
Der Lebensstandard hier ist immer noch relativ 
hoch. Die Neigung der Menschen, einfach zu 
sagen: „Wir akzeptieren das und wurschteln uns 
gerade noch irgendwie durch“, die wird begüns-
tigt dadurch, dass man es auch noch irgend-
wie kann. Dazu kommt, dass es in den meis-
ten Ländern in der EU keine Protesttradition 
gibt. Da ist nur Frankreich die große Ausnah-
me. In Großbritannien zum Beispiel sind un-
ter �atcher die Gewerkschaften so zerschla-
gen worden, dass sie als Machtfaktor in vielen 
Bereichen einfach ausfallen. Und das ist in den 
USA noch viel drastischer. Es gibt keine objek-
tiven Indikatoren, die es ermöglichen würden zu 
sagen, ab einem bestimmten Maß an Ungleich-
verteilung oder Armut gibt es auch Protest. Un-
sere Reaktionen fallen äußerst unterschiedlich 
aus und es hängt immer damit zusammen, ob 
die Menschen eine Perspektive in ihrem Protest 
sehen. Jene Menschen, die in den er-Jahren 
oder im Zuge der Weltwirtschaftskrise  ar-
beitslos wurden, rutschten ganz schnell in eine 
richtig bittere Armut. Da stellte sich dann ganz 
schnell die grundlegende Frage: Woher kriege 
ich Essen und Kleidung? Das waren existen-
zielle Fragen und insofern war dann auch die 
Lösung wie in Deutschland oft eine radikale. In 
Großbritannien blieb dennoch alles relativ ru-
hig, in Frankreich gab es die Volksfront-Regie-
rung und in den USA den New Deal. Da spie-
len die jeweiligen Traditionen und spezifischen 
Gegebenheiten immer eine große Rolle. Wenn 
man heute in der EU von Armut betroffen ist, 
dann ist das trotz aller negativen Folgen etwas 
anderes als damals. Man wird zwar vom gesell-
schaftlichen Leben ausgeschlossen und viele ge-
hen daran psychisch auch zugrunde, aber in der 
Regel muss man wegen Arbeitslosigkeit nicht 
verhungern oder unter einer Brücke schlafen. 
Das Überleben wird, wenn auch auf immer 
niedrigerem Niveau, durch die Sozialsysteme 
noch garantiert. Und so wurschteln die meisten 
weiter – keiner kann seriös sagen, wie lange das 
noch geht. N

Das Interview führte �eresa Aigner.
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s beginnt der Endspurt ins Sommersemester und wir wünschen dir viel 
Erfolg bei anstehenden Prüfungen und Arbeiten. Auch für unsere Exe-

kutive brechen die letzten Monate unserer Funktionsperiode an, die wir noch 
mit voller Energie für euch nutzen möchten. In den letzten eineinhalb Jahren, 
der Zeit der Studierendenproteste, aber auch davor, haben wir als ÖH viele 
Konzepte für ein besseres Bildungssystem erarbeitet. Wir sind gerade dabei, 
dieses Wissen zu verschriftlichen und in den nächsten Wochen in Buchform 
als Beitrag zur bildungspolitischen Debatte zu veröffentlichen. Wir werden 
darin vielfältige �emen behandeln, von sozialer Gerechtigkeit bis Hoch-
schulfinanzierung sind alte und neue Empfehlungen an die Politik zu finden. 

Sie müssen nur noch umge-
setzt werden…

Apropos Hochschulfi-
nanzierung: Kanzler und 
Vizekanzler haben kurz vor 
Jahresende, nach der Vor-
stellung ihres zukunfts-
feindlichen Budgets , 
die Ausarbeitung eines 
neuen Finanzierungsmo-

dells für Universitäten versprochen. Die ersten Eckpunkte sollten Mit-
te April bekannt werden. Im Moment ist zu befürchten, dass die prekäre 
finanzielle Lage der Universitäten nicht verbessert wird, sondern mithilfe 
eines „Studienplatzfinanzierungsmodells“ die Studierendenzahlen reduziert 
werden sollen. Wir wehren uns natürlich mit allen Kräften gegen diese Po-
litik des Beschränkens!

Was uns zum nächsten �ema bringt: Die neue „Beschränkungsphase“, 
vor wenigen Tagen im Parlament beschlossen, reduziert die Anzahl der Prü-
fungsantritte im ersten Semester für StudienanfängerInnen auf zwei. Wir 
sind im Gespräch mit den Universitätsleitungen, dass ein gesetzlich mög-
licher dritter Prüfungsantritt über interne Regelungen eingeräumt wird. 
Das Herumpfuschen im Universitätsgesetz und unausgereifte „Reformen“ 
sind leider nur ein weiteres Zeichen für die Planlosigkeit von Ministerin 
Karl. Damit du weiterhin eine starke Interessensvertretung für dein Studi-
um und gegenüber der Politik hast, nütze deine Stimme bei der anstehen-
den ÖH-Wahl von . bis  Mai. N

Alles Gute,
deine ÖH-Bundesvertretung

Neue ÖH-Plakate
Der Kreativität wurden wieder einmal kei-
ne Grenzen gesetzt. Die von der ÖH durchge-
führte, österreichweite Ausschreibung stand 
unter dem Motto Protest – Zeichen, Bilder, Be-
wegtes. Von den insgesamt fast  Einrei-
chungen wurden fünf mit jeweils . Euro 
prämiert. Außerdem wurden die Sujets von 
der ÖH auf Plakate gedruckt. Diese sollen nun 
den Studierenden zugänglich gemacht werden. 
Auf der Homepage der ÖH-Bundesvertretung 
könnt ihr diese kostenlos downloaden. 
www.oeh.ac.at

ÖH-Wahl: Stichtag 5.April
Die ÖH-Wahl  findet vom .–. Mai an 
den österreichischen Universitäten statt. Da-
mit ihr eure Stimme abgeben könnt, müsst 
ihr bis spätestens . April  den Studienbei-
trag für das Sommersemester überwiesen ha-
ben. Das Datum kann jedoch von Uni zu Uni 
noch variieren. Informiert euch deswegen bitte 
an eurer Uni über die jeweiligen Fristen. Die 
ÖH-Bundesvertretung bereitet im Moment 
eine Kampagne zur Bewerbung des Wahlter-
mins und zum Wahlaufruf vor. 
www.oeh.ac.at

Achter März 2011
Rechtzeitig zum Weltfrauentag am . März hat 
die ÖH eine neue Broschüre mit dem Titel Ach-
ter März . Frauen. Mädchen. Lesben. Kampf-
tag zusammengestellt. Seit  gilt der . März 
offiziell als von der UNO anerkannter Interna-
tionaler Frauentag. Vor  Jahren, am . März 
, fand in Wien die erste große Demonstrati-
on für Frauenrechte statt. Wie die Geschichte 
von da an ihren Lauf nahm, erfahrt ihr in der 
neuen Broschüre. Diese könnt ihr gratis auf der 
Homepage der ÖH herunterladen.
www.oeh.ac.at

KURZMELDUNGEN

Sigrid Maurer, Thomas Wallerberger, Mirijam Müller

E

Stürmische Zeiten
Kommentar der ÖH-Bundesvertretung
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Karo, Philosophie und Physik

Mein Physiklehrer in der . Klas-
se Gymnasium hat die Relativi-
tätstheorie so philosophisch er-
klärt, da habe ich mir gedacht: 
Physik und Philosophie passen 
gut zusammen. Ich habe mich 

dann in Vorlesungen beider Fächer hineingesetzt 
und mich von den ProfessorInnen beraten lassen.

gramm für angehende Studierende 
hätte schon im Herbst  begin-
nen sollen. Doch bei der Zeitpla-
nung musste Ministerin Beatrix 
Karl ihre im Vorjahr angekündigten 
Ziele zurückstecken. Die Beratungs-
pflicht startet nun erst im Jahr . 
Die voreilige Verkündung des neu-
en Projekts könnte nicht der einzige 
Baufehler des Programmes bleiben.

Jeder und jede Erstsemestrige 
muss künftig einen Nachweis über 
die Studienwahlberatung bringen. 
Einen solchen „Wisch“ ausstellen 
sollen laut Plan des Ministeriums 
externe Einrichtungen, wie etwa 
das Weiterbildungsinstitut der Wirt-
schaftskammer (Wifi). Die Mithilfe 
der Studierendenvertretung scheint 
vom Ministerium hingegen nicht 
gewünscht.

Ohne die ÖH. Im Herbst hat-
te Wissenschaftsministerin Bea-
trix Karl mit der Österreichischen 
HochschülerInnenschaft eine Ko-
operation bei der geplanten Bera-
tungspflicht vereinbart. Aus dem 
Ministerium heißt es nun aber, 
die Zusammenarbeit mit der Stu-
dierendenvertretung sei schwierig. 
Die ÖH werde nämlich von „po-
litischen Momenten beeinflusst“, 
sagte ein zuständiger Beamter des 
Wissenschaftsministeriums, der sei-

die Studienberatung solle langsam 
wachsen. Ein Projekt, bei dem di-
rekt an den Schulen in den beiden 
Klassen vor der Matura beraten 
wird, steckt derzeit aber noch in 
der Pilotphase. Bis zu einer breiten 
Umsetzung dauert es mehrere Jahre.

Die ÖH sieht in der Pflichtbe-
ratung des Ministeriums eher eine 
bürokratische Hürde als eine echte 
Hilfe. Die beste Beratung passiere 
immer noch dort, wo die Studie-
renden tatsächlich beraten wer-
den wollen, so ein ÖH-Sprecher. 
Die ÖH plädiert dafür, Studien-
wahl und Berufsorientierung als fi-
xen Bestandteil in den Lehrplänen 
der höheren Schulen zu verankern. 
Dabei sollen persönliche Beratung 
und „Probestunden“ in echten Uni-
Seminaren im Vordergrund stehen. 
Ein passendes Programm bietet die 
ÖH bereits unter dem Titel „Stu-
dieren probieren“ für SchülerInnen 
an. Zudem können sich bereits jetzt 
alle Studierwilligen persönlich, per 
Email oder via Skype vom Referat 
für Studienberatung betreuen las-
sen.

N

Der Autor studiert Politikwissenschaft in Wien.

Weitere Infos unter: 
www.studierenprobieren.at 

CLEMENS RÄUDIGER

ie Studienwahl ist eine Le-
bensentscheidung. Was auch 

immer studiert wird, es dauert zu-
mindest einige Jahre bis zum Ab-
schluss und ist prägend für Berufs-
wahl und späteren Karriereweg. Das 
Wissenschaftsministerium hat sich 
deshalb für angehende Studis eine 
Hilfestellung ausgedacht: Eine ver-
pflichtende Beratung. 

In Zukunft sollen alle Anfänge-
rInnen bei Studienantritt nachwei-
sen, dass sie sich bei der Wahl ihres 
Studiums einem Neigungstest un-
terzogen haben. Dieser soll Fähig-
keiten und Neigungen erforschen, 
und Tipps für das ideale Studium 
geben. Derzeit drängen fast alle 
NeueinsteigerInnen in dieselben 
Studienrichtungen. Fast zwei Drit-
tel aller Studierenden wählen eines 
von zwanzig Massenfächern, ange-
führt von „Klassikern“ wie Rechts-
wissenschaften und BWL. Meist 
sind es die Eltern, die zu einem „si-
cheren“ Studium drängen, ohne die 
Neigungen ihrer Kinder oder die 
wirklichen Studienbedingungen zu 
kennen. Es folgen oft Studienwech-
sel oder Abbruch.

Umso wichtiger ist die Beratung 
vor Studienbeginn. Das Pflichtpro-

nen Namen nicht in der Zeitung le-
sen will. Die ÖH wurde von die-
sem Stimmungswandel bisher noch 
nicht informiert.

Eine gute Alternative bietet die 
Bürokratie nicht. Die bereits exi-
stierende Studienberatung beim 
Wifi sieht neben einem psycholo-
gischen Gespräch vor allem einen 
Multiple-Choice-Test am Compu-
ter vor. Für ausländische Studien-
anfängerInnen soll es gar eine reine 
Online-Variante geben. In beiden 
Fällen spielt der PC die Hauptrolle 
bei der Beratung.

Junge Arbeitslose dürfen sich 
bereits jetzt beim AMS einem ähn-
lichen Computertest unterziehen. 
Der Test soll als Entscheidungs-
Orakel für die Berufswahl dienen, 
per Klick auf bunte Kästchen mit 
der Nummer A, B oder C. Das ist 
freilich eine recht unpersönliche 
Variante, die wenig Rücksicht auf 
die Sorgen und Anliegen der Studi-
enwilligen nimmt.

Bürokratische Hürde. Das ist auch 
den BeamtInnen im Wissenschafts-
ministerium klar. Der Computer-
test für die Studienwahlberatung 
sei „nicht ideal“, heißt es am Mi-
noritenplatz. Derzeit verhandle 
das Amt mit dem Unterrichtsmi-
nisterium über eine bessere Lösung, 

Isabella, Kulturtechnik und 

Wasserwirtschaft

In der Schule war ich in Bi-
ologie und Mathematik sehr 
gut, darum wollte ich eine 
Mischung aus Naturwissen-
schaften und Technik studie-
ren. Ich habe dann einfach eine 

Broschüre der ÖH durchgeblättert, dabei ist mir 
mein jetziger Studiengang ins Auge gestochen.

Noah, Astronomie

Als Kind wollte ich Astronaut 
werden. Daraus hat sich mein 
Studium der Astronomie ent-
wickelt. Ich habe mir dann 
alle Einrichtungen angeschaut, 
wo man das studieren kann. 

Weitere Beratung war für mich dann eigentlich 
nicht mehr nötig.

Wie bist du auf dein Studienfach gekommen?
Das Progress befragte Studierende, warum sie studieren, was sie studieren.

Weinbau oder doch Quantenphysik? Das Ministerium hilft künftig 
bei der Studienwahl. Aber ist das sinnvoll?

Das große Studienwahl-Orakel

D
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MIRIJAM MÜLLER

n den altehrwürdigen Universitäten dreht 
sich das Rad manchmal noch ein biss-

chen langsamer als in anderen Bereichen der Ge-
sellschaft. Meist nicht wenn es um den Einsatz 
von neuesten Technologien zu Forschungszwe-
cken oder Erkenntnissen der Wissenschaft geht. 
Doch bei �emen wie Barrierefreiheit hinkt 
die Universität immer noch hinterher. Ebenso 
bei der Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen. Die dahinterstehenden Mechanismen 
sind vielseitig. Oftmals stellt sich an den Hoch-
schulen sowohl für Studentinnen als auch für 
junge Wissenschaftlerinnen die Frage der Kin-
derbetreuung. Nur wenige Hochschulen haben 
bislang Betriebskindergärten eingerichtet, der 
Großteil davon ist für Studierende nicht zugäng-
lich. Dieser Zustand führt in vielen Fällen dazu, 
dass sich Frauen nach dem Abschluss eines Di-
plom- oder Bachelorstudiums gegen eine weitere 
wissenschaftliche Laufbahn entscheiden, weil 
Universität, Betreuungspflichten und in vielen 
Fällen auch noch zusätzliche Erwerbstätigkeit, 
um den Lebensunterhalt zu verdienen, nicht ver-
einbar sind. Ebenso steht jungen Wissenschaft-
lerinnen mit Kindern die nur schwer überwind-
bare Hürde im Weg, die unkonventionellen 
Arbeitszeiten in der Forschung mit Familie zu 
vereinbaren. Öffnungszeiten von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen orientieren sich an der nor-
malen Regelarbeitszeit der arbeitenden Bevölke-
rung, doch Forschungsprojekte beginnen meist 
nicht um  Uhr und enden dann um  Uhr. 
Eine flächendeckende Versorgung mit eigenen 
Betriebskindergärten an den Hochschulen wäre 
ein wichtiger Schritt, um Frauen ein Fortkom-
men im tertiären Sektor bis an die obersten Spit-
zen auch tatsächlich zu ermöglichen und nicht 
nur am Papier festzuschreiben.

Zu wenig Professorinnen. Abseits dieser, durch 
ausreichende Finanzierung und politischen Wil-
len recht einfach zu lösenden Problematik, gibt es 
gerade an den Universitäten mit all ihren Struk-
turen, Gremien und Abläufen eine viel komplexere 
Hürde zu überwinden. Nur  Prozent der Pro-
fessorInnen sind weiblich. Die Habilitation stellt 
hier als Voraussetzung für eine ProfessorInnen-
stelle die zentrale Hürde dar. Eine österreichische 
Lösung, denn international wird die Lehrbefug-
nis an Hochschulen mit der Promotion vergeben. 
Nur  Prozent aller Habilitationen werden von 
Frauen abgelegt, ein Nadelöhr, das die universitäre 
Karriere von Frauen oftmals verhindert. Auch hier 
spielt die Doppelbelastung vieler Frauen, die Kin-
der und Beruf vereinen müssen, eine große Rol-
le. Dies führt natürlich auch dazu, dass es schwie-
rig ist, weibliche Betreuerinnen für Bak-, Diplom-, 
Master-, Doktorats- und Habilitationsarbeiten zu 
finden. Frauennetzwerke sind also nur sehr schwer 
aufzubauen und stehen einem historisch gewach-
senen und sehr starken universitären Männernetz-
werk gegenüber. Bereits während des Studiums 
entsteht dadurch ein Vorteil für Männer. Sie ar-
beiten nebenbei öfter in studiennahen Berufen als 
Frauen. Diese müssen meist mehrere prekäre Jobs 
annehmen, die nichts mit ihrem Studium zu tun 
haben, um sich ihren Lebensunterhalt verdienen 
zu können. In dieser Zeit können sich Frauen, an-
ders als ihre männlichen Kollegen, keine Kontakte 
innerhalb der Hochschule oder in dem von ihnen 
nach dem Studium angestrebten Tätigkeitsfeld 
aufbauen. Das führt dazu, dass es in Österreich 
gut ausgebildete Frauen gibt, die trotz dieses Vor-
teils beim Berufseinstieg auf größere Probleme sto-
ßen als ihre männlichen Kollegen.

Frauenquote nicht erreicht. Maßnahmen zur 
Frauenförderung werden von Gremien wie Sena-
ten, Rektoraten und anderen Einrichtungen der 
Universitäten beschlossen – Gremien, die tradi-

tionell männlich besetzt sind. Vor allem die Pro-
fessorInnenkurie erfüllt selten die  Prozent 
Frauenquote. Wenn Frauen zu selben Teilen Ver-
antwortung und hohe Positionen übernehmen sol-
len, bedeutet das ganz klar, dass Männer einen Teil 
ihrer Macht aufgeben müssen. Männer in männ-
lich geprägten Gremien sollten also an ihren eige-
nen Stühlen sägen – ein Paradoxon. Quoten sind 
ein erster Schritt diese Muster zu durchbrechen. 
Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass 
diese Quoten für jede Kurie in den Senaten, also 
sowohl in der ProfessorInnen-, der Mittelbau- und 
in der Studierendenkurie erfüllt werden. Momen-
tan wird die Erfüllung oftmals auf die Studieren-
den abgewälzt. Zudem müssen auch männliche 
Verhaltensweisen, informelle Netzwerke und die 
männliche Rhetorik innerhalb dieser Gremien 
kritisch durchleuchtet und aufgebrochen werden, 
um Lippenbekenntnissen in punkto Gleichberech-
tigung auch tatsächlich wirkungsvolle Verände-
rungen folgen zu lassen.

Unis mit Vorbildfunktion. Hochschulen sind Teil 
unserer Gesellschaft und haben gesellschaftliche 
Änderungen immer schon entscheidend beein-
flusst. Angesichts dieser Tatsache ist es im Bezug 
auf die Gleichstellung von Frauen und Männern 
unumgänglich an Universitäten alles daran zu 
setzen, die gläserne Decke für weibliche wissen-
schaftliche Karrieren aufzubrechen und so der ge-
sellschaftlichen Vorbildwirkung, die den Hoch-
schulen oft zugesprochen wird, endlich gerecht zu 
werden. Das bedeutet auch, von Traditionen in der 
Lehre abzurücken und zukünftig auch verstärkt 
wissenschaftliche Texte von Frauen mit einzube-
ziehen. Nur so können alte Denkstrukturen, die 
oft unbewusst tradiert werden, endgültig verändert 
und damit der Grundstein zur Gleichstellung ge-
legt werden. N

Die Autorin studiert Medizin in Wien. 

A

Männer, die an ihren eigenen 
Stühlen sägen müssen
Vor hundert Jahren haben sich Frauen den Zugang zu den österreichischen Hochschulen hart erkämpft. Mittlerweile 
beginnen in Österreich bereits mehr Frauen als Männer ein Studium.  Leider wird der Anteil geringer, je höher das 
akademische Level ist. Innerhalb eines Jahrhunderts gab es nur drei Rektorinnen. Eines der vielen Symptome dafür, 
dass Gleichberechtigung an Österreichs Hochschulen oft nur auf dem Papier durchgesetzt wurde.

Foto: Wallisch
Für die Karriere zum Mann schminken.
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CHRISTOF BRANDTNER

want to buy a house and a car when I’m done 
with my studies“, sagt Brian, der gerade ange-

fangen hat Business&Law zu studieren, auf die Frage, 
warum ihn das interessiere. Hong Kong ist die bevöl-
kerungsdichteste Stadt Asiens, die Immobilienpreise 
sind schon für abstellkammergroße Apartments as-
tronomisch und kein Mensch käme überhaupt auf 
die Idee, ein Auto der flotten U-Bahn vorzuziehen. 
Dass sein Wunsch demnach ein dezent aussichts- 
und sinnloses Unterfangen ist, spielt für Brian keine 
Rolle.

Bachelor of Money. Irgendwie studiert nämlich 
fast jede/r an der HKU in irgendeiner Form Geld-
wissenschaften, scheint es. „Some day I’ll have to 
choose between my guitar and a financially inde-
pendent life“, meint sogar mein Freund Jeffrey, der 
als Mitglied der Stargazers zu den Rockstars meines 
Studierendenwohnheims Starr Hall gehört und ent-
sprechend unmotiviert Risk Management studiert. 
Ohnehin ist �� (add oil, gib Gas) ein geläufiges 
Wort in Prüfungszeiten, in denen man angesichts 
der allgemein angestrebten universitären Exzellenz 
gemeinsam auch schon mal von . bis . Uhr 
(morgens!) strebert. So könnte man oberflächlich 
auch schnell erklären, weshalb in Hong Kong keine 
Volxküche am Werken ist – wann denn auch?

Dabei gibt es sie ja sogar, die Kochgemeinschaft. 
Immerhin kamen meine Unitmates so auf den Ge-
schmack von Fleischlaberln mit Kartoffelpüree. 
Meine Unit hieß���� (Akira and the Starcat-
chers) und umfasste das . und . Stockwerk der 
Starr Hall. Ihre  BewohnerInnen übernahmen 
die Rolle der universitären Familie und waren maß-
geblich für mein Wohlbefinden in dieser verrückten 
Stadt verantwortlich. Die Interessensgruppe Ko-
chen stellt aber nur eine von vielen Möglichkeiten 
dar, sich extracurricular zu engagieren, was, ne-

ben sportlichen Aktivitäten strikt von allen erwar-
tet wird. Jedes Stockwerk wählt Anfang des Jahres 
FunktionärInnen, und damit es besonders egalitär 
zugeht, wird auch für jede/n ein Posten geschaffen. 
Seltsam nur, dass sich am Campus die Investment 
Association mit Dresscode „Anzug“ und der Rock 
Club mit Dresscode „Kurt Cobain“ eine Hütte tei-
len, ohne sich dabei in die Quere zu kommen oder 
sich als reaktionär oder lausig zu beschimpfen.

Better than joining a riot. Dieses durchaus har-
monische Zusammenleben ist genau genommen auf 
das Wesen Hong Kongs zurückzuführen: Ursprüng-
lich Handelsstützpunkt unter weitgehend desinte-
ressierter Kontrolle Großbritanniens, wurde Hong 
Kong Mitte des . Jahrhunderts zu einem Schmelz-
tiegel chinesischer MigrantInnen. Die politischen 
Konflikte zwischen NationalistInnen und Kommu-
nistInnen und der Japankrieg brachten die heute sie-
ben Millionen EinwohnerInnen zusammen, die sich 
selbst lange nicht als Teil Hong Kongs wahrnahmen. 
Das führte nicht nur zum Entstehen vieler homo-
gener Nachbarschaften, sondern auch dazu, dass in 
den ern nur  Prozent die Landessprache Kan-
tonesisch verwendeten. Während man bei den im-
plizierten Problemen andernorts in radikale Panik 
ausbricht, haben die HongkongerInnen ihren Weg 
gefunden: völlige Gleichgültigkeit gegenüber dem 
politischen Geschehen. Über die Jahre hat sich das 
zwar durchaus leicht geändert, etwa aufgrund eines 
in Ansätzen partizipativen Stils der ansonsten tech-
nokratischen Verwaltung und zivilgesellschaftlicher 
Bewegungen (z.B. beim Widerstand gegen die Zer-
störung des Lebensraums Vi�oria Harbour, der 
durch profitable Landaufschüttungen zunehmend 
bedroht wurde). Im Grunde genommen hat die Ein-
schätzung meines Kollegen Yuchen aus Guangzhou 
aber weiterhin Geltung: „Hong Kong people have a 
realistic approach to life rather than being intelle�u-
al. �ey just don’t want to talk about serious stuff“. 
Meine Soziologieprofessorin drückte den Hang zur 

Trivialität auch so aus: „Doing something silly is still 
better than joining a riot“. Unter „something silly“ 
würde ich dann nach-mitternächtliches cheer-pra�i-
ce (lauter Sprechgesang mit Choreographie zur Stär-
kung des Zusammengehörigkeitsgefühls, zu Beginn 
dezent irritierend) oder das gemeinsame Zerhacken 
eines Schweins für Prüfungsglück zählen.

Soziologie des Tees. Einer der gewichtigsten 
Gründe für die Zufriedenheit der Studierenden 
ist aber nicht das wunderbare kulinarische Ange-
bot, für das es sich schon alleine lohnt, ein halbes 
Jahr in Hong Kong zu verbringen. Es ist ein nicht-
kulinarisches Rezept, das den Reiz des Studierens 
in Hong Kong ausmacht: Die Universitäten haben 
das Konzept des Bachelors verstanden. Während 
vielseitig Interessierte bei uns mit Toleranzfristen 
und fehlenden Wahlfächern gequält werden, kann 
man sein Hauptstudium, den Major, in Hong 
Kong ganz einfach mit mehreren Minors ergän-
zen. Und die politikwissenschaftlich gebildete Bi-
ologin steht damit nicht wie bei uns im akade-
mischen Orchideengarten. Jede/r muss außerdem 
zwei interdisziplinäre Vorlesungen zu �emen wie 
Demokratie, chinesische Identität oder Sex ab-
solvieren und hat außerdem die Möglichkeit, im 
Rahmen eines General Education Programms sein 
Allgemeinwissen über die soziologische Bedeutung 
von Tee zu bereichern. Wie sich das mit Brians 
Wunsch nach Reichtum verträgt? Gar nicht. Aber 
die Wahlkurse mit Spitzenvortragenden werden so 
ansprechend angepriesen, dass ich dort bei weitem 
nicht alleine drinsaß.

Dank der ausfinanzierten und (teilweise durch 
Privatspenden) ausgezeichnet ausgestatteten Uni-
versitäten muss man auch nicht regelmäßig zur 
Anmeldungs-Tombola antreten, sondern kann zu 
Semesterbeginn in einer zweiwöchigen add-and-
drop-period Kurse shoppen gehen. Wer, fragen sich 
SozioökonomInnen reflexartig, shoppt denn da aber 
eigentlich bei so einem selektiven System mit hohen 
privaten Bildungsinvestitionen? Interessanterweise 
ist die Korrelation zwischen sozialer Herkunft und 
Bildungsweg zumindest im PISA-Alter signifikant 
niedriger als in Österreich. Dass eines der weltweit 
kompetitivsten Systeme dank eines ausgesprochen 
hohen Stellenwerts von Bildung auf der politischen 
Agenda also möglicherweise fairer ist als unser ver-
meintlich freier Bildungszugang, soll aber keine zu-
friedenstellende Antwort auf die eingangs gestell-
te Frage sein. Der Grund für das leere Audimax ist 
ohnehin zweifellos, dass die Sandstrände �ailands 
und der Philippinen hundert Euro weiter liegen. N

Der Autor studiert Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in 
Wien.

I

Extremer Konkurrenzdruck, harte Aufnahmeprüfungen und Studiengebühren von  über 4.000 Euro im 
Semester sind harte bildungspolitische Bandagen, denen die Studierenden in Hong Kong ausgesetzt sind. 
Angesichts österreichischer Zustände hatte ich mich schon auf ein protestreiches Auslandssemester im 
Audimax der University of Hong Kong (HKU) eingestellt. Komischerweise demonstrierte aber niemand.

Warum in Hong Kong die Uni nicht brennt
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Kong: Neue Erfah-

rungen, neue 
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KATHARINA SPIELMANN

ie Ausstellung beschäftigt sich 
damit, inwiefern es in den letz-

ten  Jahren in der politischen Rea-
lität Veränderungen gegeben hat. Die 
Entscheidungsmacht sei sukzessive 
von gewählten politischen Organen zu 
den so genannten „global playern“, den 
größten multinationalen Unterneh-
men, gewandert. Der Begriff des Neo-
liberalismus rückt somit in den Mittel-
punkt. Die Finanzkraft der weltweit 
mächtigsten Unternehmen übersteigt 
inzwischen die von Staaten bei Wei-
tem. Laut Greenpeace vereinen die  
größten Unternehmen der Welt circa 
ein Viertel der Wirtschaftstätigkeit in 
sich. Sie beschäftigen aber nur ein Pro-
zent aller ArbeitnehmerInnen. 

Ein wichtiger Aspekt der Ausstel-
lung Nach Demokratie ist die Beschäf-
tigung mit dem Abbau demokratischer 
Partizipation im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der neoliberalen Kräfte. 
Ob in den Schulen, in den Unis oder 
in den Städten – politische Mitbestim-
mung wird oft zur Ausnahme. 

„Postdemokratie“. Der vom Politik-
wissenschafter und Soziologen Colin 
Crouch verwendete Begriff der „Post-
demokratie“ bildet den Rahmen der 
Ausstellung im Kunstraum Niederö-
sterreich und symbolisiert die Aus-
wirkungen des Neoliberalismus auf 
die demokratischen (westlichen) Ge-
sellschaftsordnungen. Crouch ver-
steht darunter nämlich jegliche Art der 
Machtverschiebung im Kontext von 
Globalisierung und Neoliberalismus. 
Laut den AusstellungsinitiatorInnen 
werden „in der von Colin Crouch so 

genannten Postdemokratie Entschei-
dungen von ExpertInnen, Kommis-
sionen und Wirtschaftsunternehmen 
gefällt. Der Bürger oder die Bürgerin 
findet sich damit ab – oder leistet Wi-
derstand, protestiert“. Diesem „Damit 
Abfinden“ haben wir sogar schon einen 
eigenen Begriff gegeben: die Politik-
verdrossenheit. Viele Menschen haben 
den Eindruck, dass Politik hinter ver-
schlossenen Türen passiert und reagie-
ren in Folge mit Passivität und Schwei-
gen. Außerdem wird immer wieder 
konstatiert, dass in den letzten Jahren 
viele Menschen das Vertrauen in die 
Politik verloren haben und resignieren. 
Ein Beispiel dafür ist der Umgang der 
Regierungen mit der Finanzkrise und 
dem dabei wachsenden Zuspruch für 
rechte Parteien, die Autorität in den 
Vordergrund stellen und somit ein wei-
teres Symptom für den Abbau der De-
mokratie darstellen.

Die Aufgabe der Kunst? Im Fokus 
der künstlerischen Auseinandersetzung 
liegt allerdings der öffentliche Wider-
stand, den es trotz des demokratischen 
Abbaus oder gerade deswegen gibt. Als 
Symbolfigur der postdemokratischen 
Entwicklung wird von vielen Georg 
W. Bush gesehen, der unter anderem 
Wahlen von der texanischen Öl-Indus-
trie finanzieren ließ. In der Ausstellung 
beschäftigt sich die Künstlerin Christi-
na Würmell mit dem Phänomen Bush. 
Sie zeigt in ihrer Arbeit Bollock was it 
the hand of God eine gezeichnete Ver-
sion eines Fotos des Fußballers Mara-
donna, der auf einer Demonstration 
ein T-Shirt mit dem Aufdruck „Stop 
Bush“ trug, wobei das „s“ in „Bush“ 
als Hakenkreuz dargestellt wurde. Die 
Künstlerin will damit auch darauf auf-

merksam machen, „dass auch poli-
tischer Protest in der Postdemokratie 
zur bloßen Ware wird“. 

In der Ausstellung gibt es aber auch 
eine Auseinandersetzung mit dem Wi-
derstand der breiten gesellschaftlichen 
Masse. So zeigt Rirkrit Tiravanija in 
seiner Arbeit Demonstration Draw-
ing eine beeindruckende Wand voll 
von gezeichneten Szenen aus Demons-
trationen. Die Grundlage dafür sind 
ebenfalls Fotos und zwar von den po-
litischen Protesten in �ailand, die von 
thailändischen Kunststudierenden ab-
gezeichnet wurden. In dieser Arbeit 
wird deutlich, dass politische Proteste 
stark von Emotionen geleitet werden. 
Für die DemonstrantInnen geht es um 
eine Verbesserung ihrer persönlichen 
Lebensumstände. 

Es stellt sich aber die Frage, warum 
sich Kunst überhaupt mit politischen 
�emen wie der demokratischen Ent-
wicklung beschäftigen soll. Es scheint, 
als würden die KünstlerInnen und Ini-
tiatorInnen dieser Ausstellung sich sel-
ber und ihre Arbeiten als etwas sehen, 
dass im Kontext der „Postdemokratie“ 
passiert. Auch sie können Opfer der 
Neoliberalisierung sein und werden, 
zum Beispiel wenn Kunst kommer-
zialisiert wird. Genau das zeigt Sarah 
Ortmeyer in ihrer Arbeit DILEM-
MA, in der sie durch eine Konstruk-
tion aus sechs hölzernen Rahmen-Ti-
schen, eine Mischung aus Marktstand 
und Rahmen, auf „die Verdrängung 
einer historischen Markthalle durch ei-
nen lukrativen neuen Museumsbau in 
Warschau“ hinweist. 

Außerdem ist es für eine Gesell-
schaft, die sich andauernd weiterentwi-
ckelt, von enormem Wert, wenn eine 
vielseitige Beschäftigung mit politisch 

und gesellschaftlich relevanten �e-
men passiert. 

Die Generation Stuttgart 21. Die 
„Postdemokratie“ kann auch mit dem 
Begriff der liberalen Demokratie be-
schrieben werden, im Rahmen wel-
cher die Wahlbeteiligung den wich-
tigsten Modus der Partizipation der 
Menschen darstellt. Doch das reicht 
vielen nicht mehr und es entstehen 
Protestbewegungen, wie Stuttgart 
im vergangenen Jahr. Diese Proteste 
unterscheiden sich stark von den Um-
stürzen von Ben Ali, Mubarak und 
anderen Machthabern im nordafrika-
nischen und arabischen Raum, denn 
die Ausgangslage ist eine grundlegend 
andere. Doch eines haben die Pro-
teste gemeinsam: Die Demonstran-
tInnen sind unzufrieden mit der Ar-
beit der EntscheidungsträgerInnen 
und nehmen das Recht zu demons-
trieren wahr. Bei den Protesten gegen 
den geplanten Umbau des Stuttgar-
ter Bahnhofs wurden Vielen die Au-
gen geöffnet: Die Menschen wollen 
eine transparente Regierung, der es 
in erster Linie um das Wohl der Bür-
gerInnen geht und nicht um Profit-
maximierung. Sie haben es satt, dass 
über ihre Köpfe hinweg entschieden 
wird. 

Bleibt abzuwarten, ob Mitbestim-
mung und Partizipation in unserer Ge-
sellschaft bald wieder mehr wert sein 
werden als Effizienz und Profit. Diese 
Frage lässt auch die Ausstellung Nach 
Demokratie offen und regt zum Nach- 
und Überdenken der bestehenden 
Strukturen in den „westlichen“ Demo-
kratien an. N

Die Autorin studiert Psychologie in Wien.

D

Die Krise der Demokratie?
Einmal alle fünf Jahre wählen gehen – that’s it? Das fragt sich die aktuelle Aus-
stellung im Kunstforum Niederösterreich mit dem Titel Nach Demokratie. Eine 
Ausstellungsrezension.

Foto: Wallisch
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Service, das hilft!

Kommunikations-
wirtschaft

Referat für pädagogische Angelegenheiten
Tel: + () /   - , Fax: -  
paedref@oeh.ac.at

Referat für Fachhochschul-Angelegenheiten
(bzw. Referat für Bildungspolitik)
Beratung: Dienstag  –  Uhr, Donnerstag  –  Uhr
Tel: + () /   - , Fax: - 
FH@oeh.ac.at, bipol@oeh.ac.at

Referat für Sozialpolitik
Sozialberatung: Dienstag  -  Uhr, Mittwoch von 
 -  Uhr, sowie Donnerstag  -  Uhr
Tel: + () /   - 
sozial@oeh.ac.at

Wohnrechtsberatung: Dienstag  -  Uhr und 
Donnerstag  -  Uhr
Tel: + () /   - 
wohnrecht@oeh.ac.at

Sozialfonds: Dienstag und Donnerstag  -  Uhr
Tel: + () /   - 
sozialfonds@oeh.ac.at

Studien- und MaturantInnenberatung
Montag, Mittwoch - Uhr
Dienstag, Freitag - Uhr, 
Donnerstag - Uhr (mit Schwerpunkt auf Studienberech-
tigungsprüfung und Berufsreifeprüfung)
Tel: + () /   -  bzw. - 
studienberatung@oeh.ac.at
Skype: OEH-Beratung

Burgenland und in Niederösterreich
Martin Olesch: + () /  
Martin.Olesch@oeh.ac.at

Stände bei Berufs- und Studieninformationsmessen und 
Koordination der Maturantinnen- und Maturantenbera-
tung in Wien
Agnes Wühr: + () /   
Agnes.Wuehr@oeh.ac.at

Referat für internationale Angelegenheiten
Donnerstag - Uhr
Tel: + () /   - 
Fax: + () /   - 
internationales@oeh.ac.at
Skype: internats_bv

Referat für ausländische Studierende
Tel: + () /   - , Fax: + () /   - 
auslaenderInnenreferat@oeh.ac.at
Montag - Uhr (persisch, englisch, deutsch)
Dienstag - Uhr (englisch, türkisch, deutsch)
Donnerstag - Uhr (englisch, spanisch, deutsch)
Freitag - Uhr (englisch, spanisch, deutsch)

Referat für feministische Politik
Donnerstag - Uhr sowie nach Terminvereinbarung
Tel: + () /   
Fax: + () /   -  
frauenreferat@oeh.ac.at

Referat für Menschenrechte und Gesellschaftspolitik
Maria Clar: + () /   -  
oder + () /  
Mittwoch - Uhr oder nach Vereinbarung
maria.clar@oeh.ac.at

Julia Hofmann: + () /   - 
julia.hofmann@oeh.ac.at

PA alle Referate: Taubstummengasse -,  Wien

REFERATE DER ÖSTERREICHISCHEN HOCHSCHÜLERiNNENSCHAFT

in neues Semester beginnt und 
wie immer gibt es eine Unzahl 

an Terminen und Stichtagen zu be-
achten. Die zwei aus unserer Sicht 
wichtigsten seien dir hiermit ans 
Herz gelegt: 

Bis . März läuft die allgemeine 
Zulassungsfrist im Sommersemester 
; bis . April die Nachfrist. In-
nerhalb dieses Zeitraums musst du 
jedenfalls deinen ÖH-Beitrag, aber 
wenn nötig auch deine Studienge-
bühren einbezahlt haben, um wei-
terhin inskribiert zu bleiben. In der 
gleichen Frist kannst du auch den 
Antrag auf Erlass der Studienge-
bühren stellen.

tudierende können auf ver-
schiedene Arten versichert 

sein, nämlich:

a) Mitversicherung. Dies ist die 
günstigste Variante – du bist (meist) 
beitragsfrei bei einem Elternteil oder 
deinem/r PartnerIn bei der Kranken-
kasse der/des Hauptversicherten ver-
sichert. Sich mitversichern zu lassen, 
ist prinzipiell bis zum . Geburts-
tag möglich, du musst dafür entwe-
der aktuell Familienbeihilfe beziehen 
oder  Semesterwochenstunden Lei-
stungsnachweis pro Studienjahr er-
bringen.

b) Studentische Selbstversiche-
rung. Die studentische Selbstversi-
cherung kostet , Euro monatlich 
(ab .. verdoppelt sich dieser Be-
trag dank Einsparungen im Wissen-
schaftsministerium) und ist nicht an 
ein Höchstalter gebunden, dafür aber 
an andere Voraussetzungen (z.B. jähr-
liches Einkommen unter . Euro; 
maximal zwei Studienwechsel nach 

Am . Mai endet die Einreich-
frist für die Anträge auf Studienbei-
hilfe. Wir empfehlen ALLEN Stu-
dentInnen, diesen Antrag zu stellen; 
es kostet nichts, und im schlimmsten 
Fall kassiert man einen negativen Be-
scheid. Das Antragsformular findest 
du unter www.stipendium.at.

Vor allem unter jenen, die ab . 
Juli den Anspruch auf Familienbei-
hilfe verlieren, gibt es sicher einige, 
die dadurch erstmals Anspruch auf 
Studienbeihilfe hätten! che N

Ausführliche Beratung zu Studienbeihilfe und 
Studiengebühren erhältst du in den Sozialrefe-
raten deiner Universitätsvertretung bzw. in 
der ÖH-Bundesvertretung.

jeweils maximal zwei Semestern; Min-
deststudienzeit plus ein Semester darf 
nicht um mehr als vier Semester über-
schritten Zu beantragen ist die stu-
dentische Selbstversicherung bei der 
Gebietskrankenkasse (GKK) des Stu-
dienorts. 

c) Pflichtversicherung über Arbeits-
verhältnis. Sobald du mehr als die 
Geringfügigkeitsgrenze verdienst (mo-
natlich , Euro), bist du voll so-
zialversichert (also unfall-, kranken-, 
arbeitslosen- und pensionsversichert). 
Verdienst du weniger, kannst du dich 
um einen monatlichen Beitrag von 
, Euro versichern („opting in“).

d) Freiwillige Selbstversicherung. 
Die teuerste Form der Versicherung: 
Zuständig ist die jeweilige Gebiets-
krankenkasse, der monatliche Beitrag 
beläuft sich normalerweise auf , 
Euro, für StudentInnen wird der Bei-
trag allerdings auf rund ein Viertel 
reduziert.

che N

Nicht vergessen!

Versicherungen

enn ich anderen den Namen meines Stu-
diums nenne, ist die erste Reaktion oft ein 

gewisses Unverständnis, kennt man doch diesen 
Begriff nicht wirklich. Viele denken zunächst an 
Kommunikationswissenschaft oder Wirtschaft. 
Obwohl eine Kombination für einige unvorstell-
bar ist, ist es die Bezeichnung eines Bachelorstu-
diums an der Fachhochschule Wien. 

Nach dem Motto „Reden ist silber, Kommuni-
zieren ist gold“ wird den Studierenden zunächst ein 
Einblick in die Wissenschaft individueller und mas-
senmedialer Kommunikation gegeben. Im Anschluss 
daran folgt die Vermittlung von Wissen über alle 
Kommunikationsdisziplinen, also unter anderem 
Marketing, Werbung, Public Relations oder Event-
kommunikation. 

Neben den kommunikationstheoretischen 
Grundlagen absolvieren die Studierenden zusätzlich 
wirtschaftliche Fächer. Das bedeutet, dass Betriebs-
wirtschafts- und Volkswirtschaftslehre sowie Buch-
haltung und Recht wesentliche Lehrveranstaltungen 
darstellen. 

Ein großer Vorteil des Studiums an einer Fach-
hochschule ist die Nähe zur Praxis. In jedem Semester 
müssen die StudentInnen in Kleingruppen Projekte, 
Präsentationen oder Konzepte erstellen, teilweise auch 
mit realen KundInnen. Das fünfte Semester besteht 
darüber hinaus aus einem Berufspraktikum und be-
gleitenden Lehrveranstaltungen. Hier können die 
Studierenden bereits während dem Bachelorstudium 
erste Erfahrungen in der Welt der Kommunikation 
sammeln.

Darüber hinaus habe ich die Chance, ein Sem-
ester im Ausland zu verbringen, wahrgenommen. 
Diese Zeit habe ich sehr genossen. Ich konnte ein 
fremdes Land in seiner Vielfalt erkunden, meine 
Sprachkenntnisse erweitern, neue Freunde gewinnen 
und mein Wissen im Bereich der Kommunikation 
ausbauen. 

AbsolventInnen des Studiums der Kommunika-
tionswirtschaft stehen viele Türen offen, egal ob auf 
Unternehmensseite im Marketing oder auf Agentur-
seite als KommunikationsdienstleisterIn. N

Denise Lang studiert in Wien.
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er StudentInnenprotest gegen die so genannte Hochschulreform der 
britischen Regierung dominiert seit Monaten Großbritanniens Medi-

en. Mit der Aussicht konfrontiert, dass die Universitäten jährlich Studienge-
bühren von bis zu , Euro einheben werden, entschieden sich Ende De-
zember . Studierende dazu, Widerstand zu organisieren. Im ganzen 
Land wurden Universitäten besetzt und am Tag des Parlamentsbeschlusses 
kam es zu Straßenblockaden und Massendemonstrationen. In London wa-
ren so viele schwerstbewaffnete PolizistInnen auf der Straße, dass die Lage 
von einigen KommentatorInnen als Krieg beschriebe wurde. 

Was bedeuten die geplanten Reformen der Regierung für britische Stu-
dierende? Die AbsolventInnen werden ihre Universitäten künftig mit meh-
reren Zehntausend Euro Schulden verlassen – und noch dazu mit sehr trü-
ben Zukunftsaussichten. Die wirtschaftliche Rezession lässt die Zahl der 
Arbeitsplätze schrumpfen und drückt die Gehälter in fast allen Branchen. 
Laut seriösen Schätzungen wird die Anzahl der jungen Arbeitslosen zwi-
schen  und  Jahren innerhalb der nächsten fünf Jahre auf , Millionen 
ansteigen. 

Die britische Regierung versucht, den Wert und Zweck der Univer-
sitäten grundlegend zu verändern. Indem sie die Studiengebühren ver-

dreifacht und gleichzeitig die staatliche Subvention der Lehre um  
Prozent kürzt, sorgt sie letztlich für eine Privatisierung der Hochschul-
lehre und stellt somit die Qualität der Forschung über die soziale und 
gesellschaftliche Mission des Hochschulwesens. 

Die Hochschulreformen kommen genau zu einem Zeitpunkt, an 
dem sie politisch keinesfalls vertretbar sind. Sie bedeuten nicht nur ei-
nen Schlag gegen junge Leute aus der ArbeiterInnen- und Mittelklasse, 
sondern eine rückwirkende Bejahung neoliberaler Strategien. 

Diese Reformen sind nicht nur unanständig, sie sind geradezu 
dumm. Sie setzen die Fähigkeit unseres Landes aufs Spiel, Fachkräfte 
hervorzubringen. Die Regierung hat diese gravierenden Veränderungen 
durchs Parlament gehetzt, ohne sich die Zeit zu nehmen, wirklich darü-
ber nachzudenken, sie kritisch zu prüfen oder ExpertInnen dazu anzu-
hören. 

Die Studierenden werden mit ihrem Kampf gegen diese Dummheit 
und Ungerechtigkeit jedenfalls weitermachen. N

#

Die Autorin ist Engländerin und studiert Englische Literatur in London.

Student Rumble in Großbritannien
Kommentar von Katie Binns

Wunsch nach „starkem Mann“

In Europa wächst der Wunsch nach auto-
ritären Regierungsformen. Das ergab eine 
Studie der Universität Bielefeld im Auftrag 
der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung, 
die am Freitag vorgestellt wurde. In Groß-
britannien und Frankreich sind demnach 
mehr als  Prozent der Ansicht, dass ein 

„starker Mann“ an der Spitze gebraucht wer-
de, der sich nicht um Parlament oder Wah-
len schert. Fast jeder dritte Deutsche sei der-
selben Ansicht. In Ländern wie Portugal 
oder Polen liege dieser Anteil sogar bei über 
 Prozent.

Erstmals Frau zur Ministerin ernannt

Die im Gazastreifen herrschende radikalisla-
mische Hamas hat erstmals eine Frau in die Re-
gierung berufen. Jamila Al-Shanti werde das 
neue „Ministerium für Nationale Angelegen-
heiten und Frauen“ leiten, teilte die Hamas nach 
einer Kabinettsumbildung mit. Die Hamas hat 
 die Wahlen gewonnen und im Juni  
gewaltsam die gesamte Macht im Gazastreifen 
an sich gerissen. PalästinenserInnenpräsident 
Mahmoud Abbas kontrolliert seither nur noch 
das Westjordanland. Israel, die EU und die 
USA stufen die Hamas als terroristische Orga-
nisation ein.

Euro-MayDay-Parade findet wieder statt

Im Zuge eines Vernetzungstreffens Anfang Fe-
bruar wurde beschlossen, nach zweijähriger Pau-
se am . Mai  wieder eine MayDay-Parade
in Wien zu organisieren. Die VeranstalterInnen 
ließen verlautbaren: „Wir pfeifen auf die Karotte 
vor der Nase, die das schöne Leben versprechen 
soll. Wir sagen der Entsicherung der Lebens- 
und Arbeitsverhältnisse den Kampf an. Am . 
Mai heißt es daher wieder: MayDay! MayDay! 
Auf zur Parade der Prekären! Die MayDay-Para-
de in Wien verbindet die Vereinzelten, stärkt die 
Verunsicherten und schafft Aktionsradius. Weh-
ren wir uns gemeinsam!“

KURZMELDUNGEN

D
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PROGRESS: LobbyistInnen vertreten 
Firmeninteressen in der Kommissi-
on und im EU-Parlament. Was ist so 
schlimm daran?
EBERHARDT: Lobbyismus ist nicht per 
se schlimm. Er bedeutet im Grunde 
nur die organisierte Vertretung von 
Interessen – also bestimmte Mei-
nungen in das politische System ein-
zubringen. Das hat es schon immer 
gegeben. Problematisch ist aber, wel-
che Rolle der Lobbyismus auf EU-
Ebene in Brüssel spielt. Dort spielt 
die Wirtschaft eine überdimensi-
onale Rolle, sehr viel stärker als auf 
nationaler Ebene. Es gibt keine öf-
fentliche Debatte auf europäischer 
Ebene, denn die spielt sich fast nur 
auf nationaler Ebene ab. Lobbyismus 
wird damit praktisch zur einzigen 
Möglichkeit, Inputs in das politische 
System einzubringen.

Aber versuchen nicht auch Gewerk-
schaften und die Zivilgesellschaft die 
EU-Politik zu beeinflussen?
Gewerkschaften und Arbeitnehmer-
verbände sind zwar auch präsent, 
aber nicht so stark wie in der öster-
reichischen Sozialpartnerschaft. Es 
gibt keine genaue Zahl, aber rund 
 Prozent der Lobbyisten in Brüs-
sel vertreten Kapitalinteressen, das ist 
schon ein krasses Ungleichgewicht 
der Kräfte. Die andere Frage ist, um 

welche Interessen sich der EU-Appa-
rat überhaupt kümmert. Gehört zu 
werden, spielt eine große Rolle. In 
vielen Politikfeldern bindet die Kom-
mission die Gewerkschaften einfach 
nicht ein, oder erst, wenn alles schon 
entschieden ist.

Die Interessen von Industrie und Fi-
nanz dominieren also in Brüssel. Auf 
welche Art nehmen die LobbyistInnen 
dieser Branche in Brüssel Einfluss?
Sie haben ein breites Arsenal an Ins-
trumenten. Das geht von ganz nor-
malen Treffen mit Beamten, Netz-
werke aufbauen, Leute anrufen 
bis zum Verfassen von Positions-
papieren. Gerade im Parlament ist 
es wichtig, Informationen auf we-
nig Raum und gut verständlich zu-
sammenzufassen. Die Abgeordneten 
werden mit einem Wust an Entschei-
dungen konfrontiert; die Lobbyisten 
erklären ihnen kompakt auf einer 
DIN-A-Seite, worum es bei dieser 
oder jener Abstimmung ihrer Mei-
nung nach geht. Das macht außer 
ihnen sonst kaum jemand in Brüssel. 
Diese Informationen werden auch 
von den Beamten in der Kommissi-
on genützt. 

In ihrer Arbeit organisieren Lob-
byisten zudem Vorträge und Ver-
anstaltungen und geben vermeint-
lich wissenschaftliche Studien in 

Auftrag, die in Insider-Medien im 
Umfeld der EU besprochen werden. 
Sie gestalten damit öffentliche Dis-
kurse und bestimmen mit, was an 
den Stammtischen im Brüsseler EU-
Viertel geredet wird.

Auf welche Art unterscheiden sich solche 
Geflechte denn noch von Korruption?
Wir wissen von einigen Fällen von 
Korruption. Etwa einem deutschen 
Beamten in der Generaldirektion 
Handel, dem britische Journalisten 
undercover hunderttausend Euro an-
geboten haben. Das ergab dann eine 
große Aufdecker-Story in der Sunday 
Times. Solche Fälle sind aber die 
Ausnahme. Es geht meist um ganz 
legale, institutionalisierte Einfluss-
nahme. Trotzdem, in beiden Fäl-
len spielt der Faktor Geld eine Rol-
le. Alle Lobbyisten arbeiten für Geld. 
Und natürlich haben diejenigen, die 
mehr Geld zur Verfügung haben, 
auch mehr Einfluss. So scharf würde 
ich die Grenze zwischen Korruption 
und Lobbyismus nicht ziehen.

Die EU-Kommission formuliert die 
Gesetze, wird aber ständig von Lobby-
istInnen hofiert. Ist die Politik deswe-
gen ein Opfer dieser Interessensvertre-
tungen?
Nicht immer, die Kommission or-
ganisiert sich zum Teil ihre eigenen 
Lobbystrukturen, dafür gibt es kon-
krete Beispiele. Etwa hat die Kom-
mission bei großen Konzernen ange-
rufen und europaweite Treffen von 
Industriebereichen ins Leben geru-
fen, die es vorher nicht gab. Denn 
wenn sie die Industrie im Boot ha-
ben, haben sie ein ganz wichtiges 
Druckmittel gegenüber einzelnen 
Mitgliedsstaaten, um ihre Vorschläge 
durchzusetzen. In vielen Fällen muss 
man sich das so vorstellen, dass die 
Kommission fast kollegial mit Lob-
byisten von Konzernen zusammen-
arbeitet. Oft entstehen gemeinsame 
Positionen einer Branche erst, indem 
die EU-Kommission sie abfragt.

Manchmal werden die PolitikerInnen 
nach ihrer Amtszeit selbst zu Lobby-
istInnen. Etwa sitzt nun der österrei-

chische Ex-Kanzler Wolfgang Schüssel 
im Aufsichtsrat des deutschen Atom-
konzerns RWE. Gibt es das auch in 
Brüssel?

Solche „Drehtür-Effekte“ gibt es in 
Brüssel noch viel häufiger als auf na-
tionaler Ebene, weil es keinen öffent-
lichen Aufschrei gibt. Hohe Kom-
missionsbeamte regulieren oft heute 
noch einen bestimmten Bereich und 
arbeiten morgen schon im selben 
Feld für die Industrie. Das ist proble-
matisch. Man fragt sich: Was hat der 
in seiner Zeit als Beamter getan, um 
den Job zu bekommen. Diese Leute 
nehmen ihre Netzwerke mit, die wis-
sen genau, wer welche Kompetenzen 
hat und wie der Apparat funktio-
niert. Die Industrie will diese Leute 
haben.

Die KapitalvertreterInnen haben aber 
nicht nur konkrete Interessen. Sie ent-
wickeln auch Vorstellungen, wie es mit 
der Europäischen Union als ganzes 
weitergeht. Wie sehen die aus?
Es gibt bestimmte Gruppen, die 
strategisch planen. Die bekannteste 
ist der European Round Table of In-
dustrialists, ein informeller Zirkel, 
der aus vier Dutzend Konzernchefs 
und einer Konzernchefin besteht. Er 
war ein entscheidender Vordenker 
für die Währungsunion, für die fol-
genden Marktliberalisierungen und 
für die Lissabon-Strategie. Er hat 
aber schon Jahre vorher begonnen, 
die Wettbewerbsfähigkeit als zen-
trales Konzept für Europa zu plat-
zieren. 

Gruppen wie diese haben die 
Kapazität, darüber nachzuden-
ken, wo die Union in zwanzig Jah-
ren stehen soll und ihre Botschaft 
in den politischen Raum zu streu-
en. Die Konzernchefs arbeiten ganz 
strategisch am Projekt Europa. Sie 
haben erkannt, dass es wichtig ist, 
Ressourcen für die langfristige Pla-
nung freizumachen. Bei linken 
Parteien und Gewerkschaften gerät 
das oft im Alltagsgeschäft unter die 
Räder.

Das Interview führte Alexander Fanta.

Teuer bezahlte Meinungen
Lobbyismus ist praktisch die einzige Möglichkeit, um in der EU-Politik mitzureden, sagt 
die Politologin Pia Eberhardt. Wie das funktioniert? Ein Interview.
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SOPHIE WOLLNER

m Dezember letzten Jahres ging ein Auf-
schrei durch Europa: Das ungarische Par-

lament beschloss ein Gesetz, das durch eine von 
der Regierung eingesetzte Behörde den Medien 
genau auf die Finger schauen sollte – um bei Be-
darf Strafen in die Wege zu leiten. Das Gesetz sah 
die Kontrolle staatlicher und privater Fernseh- und 
Rundfunksender, Zeitungen und Onlinemedi-
en vor und verankerte die Medienbehörde in der 
Verfassung. Während das Parlament in Budapest 
das Gesetz beschloss, demonstrierten auf der Stra-
ße etwa . Studierende und Medienschaffen-
de. Aber nicht nur die direkt Betroffenen wehrten 
sich: In ganz Europa wurde Kritik laut – nicht zu-
letzt weil Ungarn mit . Jänner die Ratspräsident-
schaft der Europäischen Union übernehmen sollte. 

Zensur mit Zweidrittelmehrheit. Der kurz vor 
Weihnachten beschlossene Gesetzestext sollte – 
so die Sorge der KritikerInnen – Zensur durch 
eine neue Medienbehörde ermöglichen. Medi-
enschaffende mussten mit Geldstrafen von bis zu 
. Euro bei Verstoß gegen Richtlinien wie 
den Zwang zur „Ausgewogenheit“ oder die Erfül-
lung von „Informationspflichten“ rechnen. Der 
Staat sollte nicht nur öffentlich-rechtliche Medien 
– wie in mehreren EU-Ländern üblich – kontrol-
lieren, sondern auch in den privaten Medienbe-
trieb eingreifen. Die Behörde wird direkt von der 
Regierung besetzt. Aktuell verfügt die konservati-
ve Partei Fidesz unter dem Vorsitz Viktor Orbans 
über eine Zweidrittelmehrheit im Parlament und 
kann daher beinahe ohne Einschränkungen be-
stimmen. Die Gefahr dieses Gesetzes liegt in 
ebendieser unkontrollierten Entscheidungsfreiheit 
der Regierungspartei. Denn wer nicht „ausgewo-
gen“ berichtet, dem/der drohen Geldstrafen die 
ein Medienunternehmen ruinieren können. Und 
was „ausgewogen“ heißt, obliegt dem umstrittenen 
Medienrat, den die Regierung besetzt. Orbans Po-
litik folgend soll „ausgewogen“ nicht „kritisch“ 
heißen. Genau das ist aber die Aufgabe freier Me-

dien in einer Demokratie: eine kritische Berichter-
stattung. 

Europäische Kritik. Dass ein solches Gesetz in 
einem Mitgliedsland der EU verabschiedet wur-
de, sorgte für Aufsehen. Denn Demokratie und 
Freiheit – also auch Medienfreiheit – zählen zu 
den Grundwerten der EU, verankert in der Charta 
der Grundrechte. Verstärkt wurde die europäische 
Aufmerksamkeit – für einige BeobachterInnen 
später als erhofft – durch die ungarische Ratsprä-
sidentschaft im ersten Halbjahr . In der ersten 
Sitzung des Europäischen Parlaments im Jänner 
wollte Präsident Orban sein Arbeitsprogramm vor-
stellen – und musste den EU-Abgeordneten Rede 
und Antwort stehen. Martin Schulz, Präsident der 
Fraktion der SozialistInnen und DemokratInnen 
(S&D), sprach vom Stellenwert der Medienfrei-
heit. „In einer Demokratie kontrollieren die Me-
dien die Macht und nicht die Macht die Medien,“ 
so Schulz in der Plenarsitzung am . Jänner. Ver-
treterInnen der Grünen protestierten, indem sie 
mit Pflastern auf ihren Lippen Zettel mit der Auf-
schrift „censored“ (zensiert) in die Höhe hielten. 
Von Seiten der Europäischen Kommission wurde 
eine genaue Prüfung angekündigt und bereits auf 
problematische Aspekte hingewiesen. Die Europä-
ische Volkspartei, die Orbans Fidesz zu ihren Mit-
gliedern zählt, hielt sich mit Kritik zurück. Orban 
selbst sah Angriff als die beste Verteidigung. Er 
mahnte ein, dass die EU sich nicht in innenpoli-
tische Angelegenheiten Ungarns einmischen sollte 
und kündigte an: „Wenn Sie das tun, bin ich zum 
Kampf bereit.“ Das würde dann nicht nur Ungarn 
schaden, sondern der EU. Welche Kampfmaßnah-
men er in Betracht ziehen würde, ließ er allerdings 
offen.

Bewegung. Nicht nur die europäische Politik-
Elite blieb bei ihrer Kritik. In Budapest und ande-
ren ungarischen Städten demonstrierten weiterhin 
Tausende gegen das Gesetz, via Social Networks for-
mierte sich breiter Protest. Die zuständige EU-Kom-
missarin für die „Digitale Agenda“, Neelie Kroes, 
forderte Änderungen ein und trat mit ungarischen 

EntscheidungsträgerInnen in Dialog. Am . Februar 
kündigte sie an, dass es Verbesserungen geben wür-
de: Beispielsweise wurde die Pflicht zur „Ausgewo-
genheit“ auf Rundfunk und Fernsehen beschränkt, 
neue Einrichtungen müssen sich erst im Nachhi-
nein – nicht wie ursprünglich geplant im Vorhinein 
– registrieren lassen. Der Medienrat bleibt allerdings 
bestehen. Die Abgeordnete Maria Badia (S&D) ist 
weiterhin besorgt: „Unabhängige Medien sind der 
Schutz für die Demokratie, eine Kontrollbehörde, 
deren Medienrat nur durch die Regierung besetzt 
wird, birgt die Gefahr der Zensur.“ Für die Europä-
ischen Grünen hat Kommissarin Kroes nicht genug 
erreicht, denn nach wie vor sei die Freiheit der Medi-
en in Gefahr, so die Kritik in der Plenarsitzung.

Auch für Gabor Horvath, stv. Chefredakteur bei 
der großen ungarischen Zeitung Nepszabadsag, ge-
hen die Änderungen nicht weit genug: Nur vier der 
 Absätze wurden einer Änderung unterzogen. Bei 
einer Veranstaltung im Europäischen Parlament An-
fang März betonte er die Wichtigkeit der internatio-
nalen Reaktionen und der Kritik. Dennoch seien die 
Änderungen, die gemeinsam mit VertreterInnen aus 
Brüssel erarbeitet wurden, nicht ausreichend: „Das 
Mediengesetz ist nur ein Symptom, es ist nicht die 
Krankheit an sich und kann nicht geheilt werden.“

Das modifizierte Gesetz wurde am . März mit 
den Stimmen der Regierungspartei Fidesz beschlos-
sen – die Opposition stimmte dagegen.

Außer Kontrolle? Macht und Medien – wer in 
Ungarn wen kontrolliert, bleibt weiterhin um-
kämpft. Dass der Kampf seit Dezember nicht in 
Ungarn allein geführt wurde, hat sicher zur Mo-
difizierung des Gesetzes beigetragen. Zivilgesell-
schaft und europäische Politik haben sich ein-
geschalten –nicht zuletzt, weil Ungarn gerade 
die EU-Präsidentschaft führt. Aber abseits vom 
Kampf für die Medienfreiheit, der noch nicht aus-
gestanden ist, bleibt zu diskutieren, wie weit die 
EU überhaupt (stärker) in nationale Gesetzgebung 
eingreifen soll. Regierungschefs wie Orban wehren 
sich dagegen. N

Die Autorin studierte Germanistik in Wien.

I

Das ungarische Mediengesetz hat europaweit für Aufsehen gesorgt. Kritik und Proteste sowie Druck 
der Europäischen Union führten zu einer Abschwächung des Gesetzes. Ist die Medienfreiheit in Ungarn 
nun gerettet? PROGRESS hat sich die Entwicklung der letzten Monate genauer angesehen.

Medien und Macht: 
Wer kontrolliert wen in Ungarn?

Foto: Wallisch

Werden die UngarInnen 

mundtot gemacht?
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PAUL AIGNER

min K. hat ein Problem: Den -jährigen 
Mann, der in Innsbruck lebt, gibt es eigent-

lich nicht. Zumindest nicht in der Welt der Be-
hörden. Er macht sich durch seine bloße Existenz 
strafbar. Vor drei Jahren ist sein Asylantrag abge-
lehnt worden. Seitdem ist Amin K. illegal in Ös-
terreich. Mittlerweile würde er gerne zurück nach 
Marokko. Doch das Königreich will nichts mit 
dem -Jährigen zu tun haben. Er darf nicht aus-
reisen und in Österreich darf er keiner Polizeistrei-
fe über den Weg laufen. Im Jahr  haben sie ihn 
 Mal erwischt. Die zu bezahlende Strafe von ins-
gesamt . Euro wurde entweder von Unterstüt-
zerInnen gespendet oder von Amin im Gefängnis 
abgesessen. 

 Kilometer, so weit wie von der Wiener 
City nach Schwechat, trennen Zehntausende wie 
Amin K. in Auffanglagern an der Mittelmeerküs-
te von Europa. Für manche ist es das neue Ame-
rika, für andere eine Frage von Leben oder Tod. 
Über . Menschen versuchen jährlich, auf 
dem Seeweg einzureisen. Doch der Wassergraben 
wird von Wachschiffen durchkämmt. Die Turm-
wache der Festung Europa ist die EU-Grenzsiche-
rungsagentur Frontex. Wer aufgegriffen wird, ist 
vogelfrei: Die  Frontex-Schiffe,  Hubschrau-
ber und  Flugzeuge sind nicht an die Europä-
ische Menschenrechtskonvention gebunden. Wenn 
sie Boote aufgreifen, müssen sie nicht überprü-
fen, ob die Flüchtlinge schutzbedürftig sind. Die 
Agentur darf sie nach Belieben „umleiten“, wie es 
im BürokratInnensprech heißt. Über . Men-
schen hat Frontex  laut offiziellen Statistiken 
abgefangen und in ihre Herkunftsländer zurückge-
bracht, ohne einen Einzelfall zu prüfen. Ihre geo-
graphischen Grenzen sind längst auch die Grenzen 
der Werte, die in den Erklärungen und Resoluti-
onen der Union stehen. Der Wassergraben wird 
zum Massengrab: Tausende ertrinken jedes Jahr 
beim Versuch, das Mittelmeer zu überqueren.

Die Vorposten brechen zusammen. Damit 
Frontex nicht die ganze schmutzige Arbeit al-
leine machen muss, haben die EU-Staaten eng 
mit Despoten kooperiert, die Nordafrika bis 

vor kurzem in ihrer Gewalt hatten. , Milliar-
den Euro im Jahr wanderten seit  von Rom 
nach Tripolis. Als Gegenleistung versprach der 
strauchelnde Muammar Al-Gaddafi, Italien die 
Flüchtlinge vom Leib zu halten. Auch die EU be-
zahlte für das schmutzige Geschäft. Je  Milli-
onen Euro überwies Brüssel Gaddafi in den ver-
gangenen beiden Jahren zum gleichen Zweck. Für 
ein Regime, das dem Flüchtlingsdienst der Ver-
einten Nationen ein Mandat verweigert und die 
Genfer Flüchtlingskonvention nicht ratifiziert 
hat. Scharfe Worte gab es dafür vom Amnesty-In-
ternational-Generalsekretär Heinz Patzelt. Dass 
Italien bei der Kooperation „wissentlich die Miss-
achtung der Menschenrechte von Flüchtlingen in 
Kauf genommen“ habe, sei ein Modell, das die 
EU nicht übernehmen dürfe. 

Doch das Outsourcing der Menschenrechts-
frage ist schon lange Agenda der Union, die ein-
heitliche EU-Flüchtlingspolitik seit jeher Spielball 
nationaler Interessen: Das „Dublin II-Abkom-
men“ ist verantwortlich für das unwürdige Ping-
Pong-Spiel mit Flüchtlingen. Seit  ist jener 
Staat für das Verfahren zuständig, in dem ein 
Flüchtling erstmals EU-Boden betreten hat. Für 
Länder ohne Mittelmeerküste oder ohne EU-Au-
ßengrenze eine komfortable Situation: Deutsch-
land, Großbritannien und Frankreich werden 
einen Teufel tun, freiwillig mehr Flüchtlinge auf-
zunehmen. Für die Betroffenen bedeutet das lan-
ge Verfahren und dann Kettenabschiebungen. 
Schließlich landen sie etwa in Griechenland, wo 
die Zustände in den Asyllagern so katastrophal 
sind, dass der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte jüngst die Abschiebung eines Afgha-
nen von Belgien auf den Peloponnes rückgän-
gig gemacht hat. Das war erst der erste Streich: 
 weitere Klagen liegen in Straßburg. Für die 
EU-Flüchtlingspolitik bedeutet das Urteil einen 
Paradigmenwechsel: Denn erstmals ist eine Du-
blin-konforme Maßnahme aufgrund der Men-
schenrechte rückgängig gemacht worden. Die 
Dublin-Verordnung könnte unter dem Druck 
der neuesten Entwicklungen in Nordafrika über-
haupt fallen. EU-Innenkommissarin Cecilia 
Malmström spricht bereits von einem „besonde-
ren Wind im Mittelmeerraum.“ 

Risse in der Festung. Ein Zaun soll bald die  
Kilometer lange griechisch-türkische Grenze am 
Festland sichern. Den gibt es, in dreifacher Aus-
führung, bereits um die spanischen Enklaven Ceu-
ta und Melilla in Marokko.  haben Flücht-
linge versucht, den ersten Zaun zu überwinden, 
um in Afrika auf europäischem Boden zu landen. 
 starben dabei, hunderte wurden festgenommen 
und in der Wüste ausgesetzt. Ihr Verbleib: unbe-
kannt. Die Befestigung ist aber auch ein struktu-
relles Menschenrechtsdesaster. Denn jeder neue 
Zaun ist Wasser auf die Mühlen der Schlepper und 
der Menschenhändler. 

Der Riss geht bis in die EU-Institutionen. Wäh-
rend die Kommission wenige Tage vor dem Zu-
sammenbruch des libyschen EU-Außenpostens ein 
Rücknahmeübereinkommen verhandelte, prote-
stierte das EU-Parlament heftig – und biss auf Gra-
nit. Denn die Kommission verwies darauf, dass 
die VertreterInnen der Nationalstaaten im Euro-
päischen Rat massiven Druck ausübten, um dieses 
Übereinkommen durchzusetzen. Eine solidarische 
europäische Asylpolitik scheitert also nicht an Brüs-
sel und Straßburg, sondern an Wien, Berlin, Paris 
und London. Seit dem ersten Treffen  im fin-
nischen Tampere, das ein gemeinsames Asylwesen 
einleiten sollte, steht die immer gleiche Frage im 
Zentrum. Teilen sich die Mitgliedsstaaten die Ko-
sten der Betreuung und Unterbringung von Asyl-
werberInnen oder soll es Quoten geben, also eine 
Aufteilung der Flüchtlinge auf die Unionsländer? 
Weil es darüber keine Einigung gibt, ist ein gemein-
sames Verfahren in weite Ferne gerückt. Dabei wäre 
das unbestritten ein humanitärer Fortschritt: Denn 
mit einem einheitlichen Verfahren wäre Schluss 
mit dem Wettlauf der InnenministerInnen um das 
strengste Asylgesetz Europas.

Solange die jungen AraberInnen ihre Dikta-
toren unter Einsatz ihres Lebens bekämpften, wa-
ren sie willkommene Gäste auf den Fernsehschir-
men in europäischen Wohnzimmern. Mit ihrem 
Sieg über die Vorposten der Festung Europa haben 
sie auch das systematische Outsourcing der Men-
schenrechtsfrage auf die Tagesordnung der europä-
ischen Politik gesetzt. N

Der Autor studiert Politikwissenschaften in Innsbruck.

Mit Kairo und Tripolis fällt auch Dublin
Von Libyen bis nach Bahrein: Mit den implodierten arabischen Diktaturen bröckelt auch die EU-Asylpolitik. Europa 
hat die Aufstände erst angefeuert, aber jetzt, wo sich tausende am Massengrab Mittelmeer versuchen, macht die EU
die Schotten dicht. Das Wettrennen um das inhumane Asylgesetz kann nur ein gemeinsamer europäischer Kraftakt 
beenden.

A

Foto: Wallisch

Die Festung bekommt 

Risse.
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Paläste in Schutt und Asche
Wie sich Nordafrika von seinen Despoten befreit
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KOMMENTAR DER REDAKTION

Ein Mann zündet sich in Tunesien an, weil die 
Polizei das Obst und Gemüse beschlagnahmt, 
das er ohne Lizenz auf seinem Marktstand feil-
geboten hat. Knapp zwei Monate später sind 
die Präsidenten Tunesiens und Ägyptens im 
Orkus der Geschichte verschwunden. Die Um-
wälzungen im arabischen Raum haben die ge-
opolitische Landkarte der internationalen 
Machtbeziehungen über den Haufen gewor-
fen. Das vorliegende Dossier beginnt mit einer 
Analyse des Politologen �omas Schmidingers, 
der die Ereignisse aus der Metaperspektive be-
trachtet. Das Gegenteil davon machte Mar-

tina Burtscher, die sich für das PROGRESS in 
das Revolutionsgewusel in Kairo gemischt und 
ein Interview und eine Reportage verfasst hat. 
Weitere spannende Hintergründe zum �e-
ma liefern Texte von Anna Elmer und Vinzent 
Rest. Besonders hervorheben möchten wir die 
Bebilderung des Dossiers: Sie stammt von Gi-
anmaria Gava, der unter anderem für die re-
nommierte Wochenzeitung Die Zeit arbeitet 
und sich für die Bilder dieses Dossiers nach 
Tunesien aufmachte, um die verwüsteten und 
geplünderten Villen der alten Herrschaftskaste 
zu fotografieren. red N

THOMAS SCHMIDINGER

ie ganze Welt diskutiert über 
ein �ema: Was sind die 

Gründe für die revolutionären Be-
wegungen in Nordafrika und im 
Nahen Osten? Was brachte die Men-
schen dazu, nach Jahren der Ohn-
macht gegen ihre HerrscherInnen 
aufzustehen? Mit Sicherheit kann 
gesagt werden, dass die Aufstände 
nicht nur ein Schrei nach mehr De-
mokratie sind, sondern auch soziale 
Forderungen beinhalten. Allerdings 
sind die Bedingungen und der Cha-
rakter der Oppositionsbewegungen 
in den einzelnen Staaten genauso 
unterschiedlich wie die Reaktionen 
der jeweiligen Regime. 

Der aktuelle Aufstand ist jüngst 
oft mit dem Zerfall des Sowjetimpe-
riums  verglichen worden. Das 
geht aber aus mehreren Gründen 
ins Leere. Bei der Arabischen Welt 
handelt es sich um keinen einheit-
lichen Machtblock, in dem tatsäch-
lich eine Kettenreaktion ausgelöst 
werden kann. Es handelt sich um un-
terschiedliche autoritäre Herrschafts-
systeme, die nicht alle in der gleichen 
Form implodieren wie die von Mos-
kau kontrollierten osteuropäischen 
Satellitenstaaten . Damit verlau-
fen auch die Protestbewegungen in 

Libyen oder Bahrain nicht notwendi-
gerweise ähnlich erfolgreich wie die 
in Tunesien oder Ägypten.

Neoliberale Politik. Außerdem, 
ebenfalls ein Unterschied zu , 
erschöpfen sich die Ursachen für die 
Revolution und die Ziele der hete-
rogenen Oppositionsbewegungen 
keineswegs in liberalen und demo-
kratischen Forderungen, sondern 
sind eng mit sozialen Anliegen ver-
bunden. Vor allem die ersten bei-
den erfolgreichen Revolutionen in 
Tunesien und Ägypten waren Er-
hebungen, die sich gegen die neo-
liberale Deregulierungspolitik der 
letzten  Jahre gerichtet haben.

Hatten die autoritären ara-
bischen Sozialstaaten der er-
Jahre der ArbeiterInnenklasse und 
der Landbevölkerung noch den 
Aufstieg in die Mittelschicht ver-
sprochen, so wurde diese Hoffnung 
durch die ökonomische Deregulie-
rung zugunsten regimetreuer Kapi-
talisten zerstört.

Politisch dumm. Mittel- und lang-
fristig gedacht war das aus Sicht der 
alten Regime dumm: Die Hoffnung 
auf sozialen Aufstieg bildete nämlich 
das Kernstück dessen, was in der Po-
litikwissenschaft als autoritarian 
bargain bezeichnet wird. Das meint 

den unausgesprochenen Kuhhan-
del eines Regimes mit der Bevölke-
rung. Letztere tauscht ihre politische 
Freiheit gegen sozialen Aufstieg in 
einem Wohlfahrtsstaat ein.

Wenn nun alle Illusionen eines 
Aufstiegs durch eine globale Wirt-
schaftskrise zu Nichte gemacht wer-
den und eine ganze Generation jun-
ger Menschen von Arbeitslosigkeit 
bedroht ist, dann erfüllen Regie-
rungen ihren Teil dieses „Geschäfts“ 
nicht mehr und verlieren ihre Legiti-
mität. Viele junge Menschen konn-
ten es sich nicht mehr leisten, eine 
Familie zu gründen, was in konser-
vativ islamischen Gesellschaften oft 
die einzige Möglichkeit ist, seine Se-
xualität auszuleben. 

Die Proteste in Tunesien, die 
am Beginn der Umsturz-Welle stan-
den, verknüpften von Anfang an 
soziale mit demokratischen For-
derungen. Der Bewegung der ar-
beitslosen Unterschichten schlossen 
sich bald verschiedenste Jugendli-
che und Gewerkschaften an. Ohne 
die Gewerkschaften, die sich in Tu-
nesien auch unter dem Regime Ben 
Alis eine relative Autonomie erhal-
ten konnten, wäre es dem Regime 
vermutlich noch einmal gelungen, 
die Proteste niederzuschlagen. 

Erst als der Gewerkschaftsdach-
verband UGTT erfolgreich zum Ge-

neralstreik aufgerufen hatte, sah sich 
Ben Ali gezwungen, das Feld zu räu-
men. Die Gewerkschaften waren es 
auch, die nach der Flucht Ben Alis 
schnell eine Gegenmacht organi-
sieren konnten. Ihre Arbeit treibt 
die Revolution voran. Bisher ist es 
gelungen, die sozialen und demo-
kratiepolitischen Forderungen zu 
verbinden. Jugendliche, Menschen-
rechtsaktivistInnen und Arbeite-
rInnen ziehen an einem Strang. 

Die Revolution schützen. Von der 
Liberalisierung des politischen Kli-
mas profitieren selbstverständlich 
auch die organisierten Vertreter des 
politischen Islam. Sie konnten aus 
dem Exil zurückkehren und wer-
den nicht mehr in den Kellern des 
Regimes gefoltert. Politisch konn-
ten bislang in Tunesien jedoch we-
der die an-Nahda noch andere isla-
mistische Gruppierungen auch nur 
einen Achtungserfolg erzielen. Statt-
dessen rufen die Gewerkschaften zur 
Bildung eines „Rats zum Schutz der 
Revolution“ auf, der die neue Regie-
rung überwachen soll. Die organi-
sierte Basis der Bevölkerung soll nun 
dafür sorgen, dass die Reste des al-
ten Regimes die Bevölkerung nicht 
um die Revolution betrügen.

Auch die Proteste in Ägypten 
gingen von säkularen Jugendbewe-
gungen und ArbeiterInnen aus, die 
ihre Widerstandsgruppen oft nach 
Opfern des Regimes benannten. 
„Wir sind alle Khaled Said“ hieß 
eine Organisation in Anspielung auf 
einen von der Polizei ermordeten 
Blogger. Die „Jugendbewegung des 
. April“ hat sich nach dem  
von der Polizei brutal niedergeschla-
genen Streik der ArbeiterInnen von
al-Mahalla al-Kubra benannt. Diese 
Namen sind programmatisch. Der 
Kampf um Menschenrechte und 
Demokratie ist für die säkularen Ju-
gendbewegungen direkt verwoben 
mit dem Kampf für soziale Rechte 
und gegen Arbeitslosigkeit und eine 

Thomas Schmidinger analysiert die Aufstände und Revolutionen im arabischen Raum

Die Diktaturen brennen

Fortsetzung auf der nächsten Seite n

D
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neoliberale Wirtschaftspolitik, die 
jede echte gewerkschaftliche Orga-
nisation verhindert.

Während es in Ägypten im staat-
lichen und ehemals staatlichen Sek-
tor eine von Regierungsfunktionären 
durchsetzte „gelbe Gewerkschaft“ 
gab, wurde im Privatsektor jegliche 
Gewerkschaftsarbeit sabotiert. Selb-
storganisierte so genannte „wilde 
Streiks“ wurden seit Jahren von be-
zahlten Schlägern brutal unterdrü-
ckt. Dass sich am . Januar dieses 
Jahres auf dem Midan Tahrir mit der 
Federation of Egyptian Trade Unions 
ein unabhängiger Gewerkschaftsver-
band gründen konnte, ist ein deut-
liches Zeichen der neu gewonnenen 
Stärke der ArbeiterInnenbewegung. 

Auch in Ägypten spielen ähnlich 
wie in Tunesien die neuen unabhän-
gigen Gewerkschaften eine entschei-
dende Rolle in der Abwehr konterre-
volutionärer Restaurationsversuche. 
Sie organisieren ArbeiterInnen, An-
gestellte, Universitätsangehörige 
und LehrerInnen, um für konkrete 
Verbesserungen ihrer Arbeitsbedin-
gungen zu kämpfen. Aber auch der 
Kampf um die Rechte der Frauen 
hat erst begonnen, wie Angriffe von 
Männern auf eine Demonstration 
am Internationalen Frauentag am 
Midan Tahrir zeigten.

Muslim-Bruderschaft. Für die neu 
errungenen Freiheiten sind die kon-
terrevolutionären Bestrebungen des 
alten Regimes mindestens ebenso ge-
fährlich wie die von internen Rich-
tungskämpfen zerrüttete Muslim-
Bruderschaft. Sie verfügt in Ägypten 
zwar über mehr Unterstützung als in 
Tunesien, hat aber keine Chance, die 
Macht allein an sich zu reißen. 

In Libyen sieht die Lage an-
ders aus: Dass Diktator al-Gadda-
fi nicht leicht zu stürzen sein wird, 
war durchaus absehbar. Gaddafi, der 
seit  Jahren besonders brutal und 
repressiv regiert, weigert sich be-
kanntlich hartnäckig, zurückzutre-
ten. Seine Ankündigung, „bis zur 
letzten Kugel zu kämpfen und not-

falls als Märtyrer zu sterben“, dürfte 
ernst gemeint sein. Die Revolution 
gegen den greisen Revolutionsführer 
ist mittlerweile zum Bürgerkrieg ge-
worden. 

In einem Staat, der viel stärker 
als seine östlichen und westlichen 
Nachbarn von tribalen Loyalitäten 
geprägt ist, ist auch ein Auseinan-
derbrechen des Landes oder eine 
„Warlordisierung“ im Zuge langwie-
riger Konflikte zu befürchten. In-
nerhalb der heterogenen Oppositi-
onsbewegung würde dies vermutlich 
autoritäre Kräfte stärken.

Gestützt wurde das libysche 
Regime in den vergangenen Jah-
ren auch von Europa, das einer der 
Hauptabnehmer des lybischen Öls 
war, Gaddafi für die Abwehr afri-
kanischer Flüchtlinge belohnte und 
das Regime mit den Waffen belie-
ferte, mit denen nun im Bürgerkrieg 
geschossen wird. 

Auch im Jemen konnte Präsident 
Ali Abdullah Salih die Proteste bis-
lang noch nicht beruhigen – trotz 
seiner Zugeständnisse an die De-
monstrantInnen und der Ankün-
digung,  nicht mehr als Präsi-
dent kandidieren zu wollen. Obwohl 
die Demonstrationen im Jemen von 
urbanen Jugendlichen und Men-
schenrechtsaktivistInnen, darunter 
auch viele Frauen, getragen werden, 
ist auch der Jemen gefährdet, in ei-
nen Bürgerkrieg abzugleiten. Es gibt 
im Land eine langjährige Konflikt-
geschichte mit schiitischen Rebel-
lInnen im Norden, SeparatistInnen 

im ehemaligen Südjemen und mäch-
tigen rivalisierenden Stämmen.

Tote in Irakisch-Kurdistan. Das Re-
gime in Bahrain reagierte bislang 
mit brutaler Gewalt gegen die Pro-
testbewegung der mehrheitlich schi-
itischen Bevölkerung, die seit Jahr-
zehnten politisch und ökonomisch 
vom sunnitischen Königshaus und 
seiner Elite unterdrückt wird. Nach 
fünf Toten und Dutzenden Schwer-
verletzten am . Februar versucht 
König Hamad bin Issa al-Chalifa 
(im Gegensatz zu Gaddafi) die Lage 
zu beruhigen, etwa durch die Frei-
lassung von mehr als  verhaf-
teten Oppositionellen. Die Proteste 
gehen allerdings weiter.

In Algerien und Saudi-Arabien 
gelang es den Regimen bis dato, die 
Protestbewegungen weitgehend zu 
unterdrücken. Allerdings kommt 
es auch hier, gleich wie in Marok-
ko, Mauretanien, Jordanien, im Su-
dan, im Oman und selbst in Ira-
kisch-Kurdistan, immer wieder zu 
Protesten und schweren Ausschrei-
tungen. 

Am . Februar dieses Jahres 
schossen bei Protesten in Suley-
mania, der zweitgrößten Stadt Ira-
kisch-Kurdistans, Sicherheitskräfte 
der kurdischen Regionalregierung in 
die demonstrierende Menge, wobei 
der -jährige Rezhwan Ali getötet 
und über  ZivilistInnen verletzt 
wurden. Seither wird die Region 
von Protesten durch Jugendliche er-
schüttert, während die Regierung 

immer repressiver gegen Opposi-
tionelle vorgeht. Anfang März be-
gannen auch in Bagdad und Bas-
ra im Süden des Irak Proteste gegen 
die Zentralregierung, die acht Jahre 
nach dem Irak-Krieg nach wie vor 
unfähig ist, die Lebensbedingungen 
der Bevölkerung zu verbessern.

Auch wenn die Erfolgsaussichten 
der Protestbewegungen in den ein-
zelnen Staaten so unterschiedlich 
sind wie die Bewegungen selbst, so 
kann heute schon gesagt werden, 
dass die Arabische Welt sich derzeit 
nachhaltig verändert. Selbst dort, 
wo es klügere Herrscher schaffen, 
sich durch Reformen an der Macht 
zu halten, werden die politischen 
und ökonomischen Systeme nach-
haltig reformiert werden müssen. 
Was sich bei allen Unterschieden 
als gemeinsamer Nenner herauskris-
tallisiert, ist die Wut der jüngeren 
Generation über ihre Perspektiv-
losigkeit in autoritären politischen 
Systemen. Die Jugendlichen sind 
zornig und empört, weil der Wohl-
stand von kleinen Gruppen von Fa-
milienclans und UnternehmerInnen 
abgeschöpft wird. Die unterschied-
lichen Protestbewegungen sind sich 
darin einig, dass sie diese ausbeu-
terischen und autoritären Systeme 
nicht mehr wollen. Was genau an 
ihre Stelle treten wird, muss jedoch 
erst erstritten werden. N

�omas Schmidinger studierte Politikwissen-
schaft und ist derzeit Research Fellow an der 
University of Minnesota (USA).
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PROGRESS: Am . Jänner, dem ersten 
Tag der Proteste, warst du am Tahrir-
platz. Was waren deine Erwartungen?
SALEM: Einen Tag zuvor habe ich 
mich noch darüber lustig gemacht. 
Aber am . hatte ich frei, also mar-
schierte ich mit. „Yalla – let�s go play 
with the police”, das war mein letz-
ter Tweet. 

Gab es irgendwann einen Punkt, an 
dem für dich das Ende von Mubarak 
klar absehbar war? 
Ja, das Interview mit Wael Ghonim 
(Internet-Aktivist und Google-Mar-
keting-Direktor in Ägypten, Anm.). 

Zu Beginn der Proteste wurde er in-
haftiert. Danach hat er ein Inter-
view gegeben und Bilder von Toten 
im Internet gezeigt. Das war auch 
der Punkt, an dem die meisten Leu-
te auf die Seite der Demonstranten 
übergelaufen sind. 

Mubarak ist Geschichte, können sich 
die ÄgypterInnen nun beruhigt zu-
rücklehnen?
Nein, auf keinen Fall. Den ein-
fachen Teil haben wir hinter uns. 
Die wirkliche Revolution hat gerade 
erst begonnen. Jetzt müssen wir uns 
mit  Jahren institutioneller Kor-

ruption herumschlagen, eine neue 
Verfassung ausarbeiten und vieles 
mehr. 

Immerhin es gibt schon einen Entwurf 
für die neue Verfassung.
Ja, aber wir können mit dem neu-
en Entwurf nichts anfangen. Damit 
wird nicht an der alten Machtelite 
gerüttelt und es können keine neuen 
Institutionen entstehen. Die Armee 
will Stabilität, das sollte man nicht 
mit Demokratie verwechseln.

Wie aktiv war die StudentInnenbewe-
gung während der Proteste?

Gar nicht, viel aktiver waren die 
Mitglieder der jungen Muslimbrü-
der und Fußballfans. Die Hooligans 
kennen sich am besten mit Straßen-
schlachten aus. 

In Europa hatten viele den Ein-
druck, dass die Muslimbrüder von den 
ganzen Ereignissen überrumpelt wur-
den?
Die jungen Muslimbrüder waren 
mit dabei auf den Straßen. Aber 
die alte Riege hat sich zunächst von 
den Protesten distanziert. Sie hatten 
Angst, nachher dafür beschuldigt zu 
werden. 

Warum hat die Führungselite der 
Muslimbrüder mit dem Regime ver-
handelt? 
Ex-Geheimdienstchef Omar Sulei-
man hat die Muslimbrüder zu Ver-
handlungen eingeladen. Darauf sind 
sie angesprungen, weil es ihnen Le-
gitimität gibt. Seither gibt es einen 
Generationenkonflikt zwischen den 
Muslimbrüdern. 

Gibt es in Ägypten noch eine Pro-Mu-
barak-Fraktion?
Ja, eine kleine, leise Minderheit. Sie 
waren schon immer korrupte Op-
portunisten und das bleiben sie 
auch. Aber diese Leute sind immer 
noch wichtig, sie haben viele Bezie-
hungen und noch viel mehr Geld. 
Aber einige von ihnen sind auch be-
reits hinter Gittern. 

Dem Militär gehört ein beträchtlicher 
Anteil der ägyptischen Wirtschaft. 
Man spricht von  Prozent. Was pas-
siert mit den Militärbetrieben?
Das ist genauso wie mit den unter 
Terroristen-Verdacht stehenden in-
ternationalen Gefangenen, um die 
sich das ägyptische Militär für die 
USA „kümmert“. Was in den Hän-
den des Militärs ist, wird nicht an-
gerührt. Wir mögen das Militär 
nicht, aber die meisten Leute in 
Ägypten sehen es als stabilisierende 
Kraft. 

Was war während den Demonstrati-
onen in deiner Nachbarschaft los?
Ich lebe in Heliopolis, unweit vom 
Präsidentenpalast in Kairo. Das 
waren die schillerndsten Proteste 
überhaupt. Es waren wirklich alle 
Schichten vertreten.

In internationalen Medien war die 
Rede von tausenden Häftlingen, die 
vom alten Regime freigelassen wur-
den.
Ja, die Polizei ließ sie laufen. Viele 
der angeblichen Häftlinge waren Po-
lizeiprovokateure. Ziel des Regimes 
war es, das Land in ein völliges Cha-
os zu stürzen. Die politische Land-
schaft hier ändert sich von Sekun-
de zu Sekunde. Unsere Aufgabe als 
Blogger ist es, Leute zu informieren. 
Wir haben ein gutes Netzwerk. 
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Die Revolution beginnt jetzt
Mahmood Salem (29) alias Sandmonkey bloggt und twittert seit Jahren gegen das 
Mubarak-Regime. Seinen Job hat er bei Ausbruch der Proteste gekündigt, um sich 
voll auf die Umwälzungen in Ägypten zu konzentrieren.

Während der letzten Tage haben De-
monstrierende viele Gebäude der 
Staatssicherheit gestürmt.
Ja, ich war mit dabei. Wir haben 
nach Akten und politischen Häft-
lingen gesucht. Bevor der letzte Pre-
mier sein Amt verlassen hat, wurden 
dort viele Akten vernichtet. Wir ha-
ben Akten an den Militärkontrollen 
vorbeigeschmuggelt, weil wir dem 
Militär nicht trauen.

Warum traut ihr dem Militär nicht?
Die Armee hat ganz einfach nicht 
die Kapazität, zwei Aufgaben gleich-
zeitig zu übernehmen. Sie kann das 
Land entweder verteidigen oder ver-
walten. Aber nicht beides.

Das sind nicht gerade optimistische 
Aussichten für die Zukunft Ägyptens.
Ich glaube, es wird große Zusam-
menstöße zwischen verschiedenen 
politischen und religiösen Gruppie-
rungen geben. Dieses Land hat die 
Bedeutung von Demokratie noch 
nicht verstanden. 

Für August  sind die ersten frei-
en Präsidentschaftswahlen geplant. Ist
das zu früh?
Kann sein. Im Moment konzentrie-
ren sich die Leute auf berühmte Ge-
sichter wie Amr Moussa, den ehe-
maligen Präsidenten der Arabischen 
Liga. Aber man sollte jemanden auf-
grund seines Programms wählen 
und nicht, weil er berühmt ist. 

Wäre nicht jetzt der beste Zeitpunkt, 
um Aufgaben in der neuen politischen 
Landschaft zu übernehmen? 
Ja, vielleicht, aber ich will nicht 
an der Front von irgendeiner poli-
tischen Fraktion stehen. Jeder, der 
das jetzt macht, wird verheizt. Die 
Leute haben einfach zu viele Er-
wartungen an die nächste Regie-
rung. Die intelligenten Leute war-
ten. „Politik ist wie ein Fußballspiel. 
Noch sind wir alle damit beschäf-
tigt, ein neues Stadion aufzubauen. 
Aber bald müssen wir gegeneinan-
der spielen, dann wird es wirklich 
interessant.

Das Interview führte Martina Burtscher.

Foto: Gava / represented by Anzenberger Gallery
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MARTINA BURTSCHER

Der verzweifelte Unterton der Prediger am 
Tahrirplatz war nach dem Freitagsgebet 

nicht zu überhören. „Eine Hand, ein Land, ein 
Volk, ein Ägypten“. Erst nach dem Gebet lösten 
ChristInnen ihre seit Tagen andauernde Sitzblo-
ckade vor dem staatlichen Fernsehgebäude auf, 
um sich der Kundgebung am Tahrirplatz anzu-
schließen. 

Das Bild von der Einheit der ägyptischen Re-
volution hat seit den jüngsten Zusammenstößen 
grobe Risse bekommen. Nur wenige Kilometer 
vom Tahrirplatz – dem Platz der Freiheit – liefer-
ten sich ChristInnen und MuslimInnen blutige 
Straßenschlachten. Die Armee habe viel zu spät 
eingegriffen, hört man überall.

Seit Beginn der interreligiösen Auseinander-
setzungen sind  Menschen ums Leben gekom-
men. Dutzende wurden verletzt. Begonnen hat 
alles mit einem harmlosen Sitzstreik der Chris-
tInnen gegen die Zerstörung einer Kirche in 
Soul, im Süden von Kairo. 

Zentrum der Auseinandersetzungen waren 
zwei Viertel um Kairos Zitadelle, Sayyeda Ais-
ha, ein muslimisch geprägtes Armutsquartier und 
Moqattam, die Müllstadt der koptischen Chris-
tInnen. Es sind die armen und bildungsferneren 
Schichten, die hier kämpfen. Sie haben keine Zeit 
mehr, auf ein besseres Leben zu warten. Einem 
vereinigten Ägypten stehen sie pessimistisch ge-
genüber. 

Die KoptInnen fühlen sich zunehmend be-
droht. Die Minderheit, die zehn Prozent der  
Millionen ÄgypterInnen ausmacht, hat Angst, 
durch die neue Verfassungsreform gänzlich an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt zu werden.

Ägypten für alle! „Wir sind ein Land. Ägypten 
für uns alle“, mahnen Transparente überall in der 
Stadt. „Ägypten ändert sich und ich mich auch“, 
wiederholen sämtliche Fernsehkanäle gebetsmüh-
lenartig in den Werbepausen.

Aus dem übertriebenen Bild der Einheit, 
das rundherum konstruiert wird, spricht Angst. 
Angst, dass der Fundamentalismus auf beiden 
Seiten überhand nimmt, gepaart mit der Unge-
wissheit darüber, ob im Untergrund noch Zellen 
der Mubarak-Diktatur an einem Bürgerkriegssze-
nario arbeiten.

„Divide et impera“ ist auch in Ägypten ein 
altes Herrschaftsprinzip: Wer sich an der Macht 
halten will, gießt Öl in das ohnehin flackernde 
Feuer interreligiöser Konflikte. Sollte es alten 
Mubarak-Schergen gelingen, dem Militär den 
Schwarzen Peter zuzuschieben, dann sind alle 
Zutaten für einen Bürgerkrieg perfekt gemischt. 

„Schau genau auf die eingravierten Schriftzei-
chen der Patronenhülsen“, sagt Milad. Auf dem 
vom Feuer der Angriffe rauchenden Hügel von 
Moqattam scheint der junge Mann geradezu auf 
JournalistInnen zu warten. „Du musst der Welt 
erzählen, was hier wirklich passiert, wir brauchen 
dringend Hilfe“, redet er immer wieder auf mich 
ein. Am Fuße des Hügels hat das Militär nun al-
les abgeriegelt. 

Auf den herumliegenden Patronen sind die 
arabischen Kürzel für „Vereinigte Republik Ägyp-
ten“ zu erkennen. Somit sind sie ganz klar als Ge-
schosse des Militärs zu identifizieren. Verletz-
te schleichen die Straße entlang. „Siehst du, wir 
werden hier nicht nur von den Muslimen, son-
dern auch vom Militär angegriffen, das ist alles 
dasselbe Pack“, sagt der Christ David, der sich 
zur Runde gesellt hat. Um die Ecke biegt ein ver-
schrammter Peugeot. Tränenüberströmt stürzt 
eine junge Frau aus dem Taxi, bricht am Boden 
zusammen. Alle weiteren Fragen erübrigen sich. 
„Dann sind es also zehn, die seit vorgestern in 
unserem Viertel gestorben sind“, flüstert die klei-
ne Ranja, ein zwöl�ähriges Mädchen, das mich 
an ihrer Hand durch das Viertel zieht. 

Aber die Patronengleichung scheint doch zu 
einfach. Das Ganze erinnert viel mehr an die 
Handschrift des alten Regimes. 

Suche nach TäterInnen. Mittlerweile wurde ein 
Verfahren gegen den Ex-Innenminister Habib al-

Adli eingeleitet. Unter anderem wird dabei auch 
seine Rolle bei dem Terroranschlag vor einer Kir-
che in der Hafenstadt Alexandria am . Jänner 
dieses Jahres untersucht. Hinweise verdichten 
sich, dass al-Adli den Anschlag selbst angeordnet 
haben könnte. Bei dem Anschlag sind  Men-
schen ums Leben gekommen. 

Währenddessen suchen AktivistInnen in den 
gestürmten Zentren der Staatssicherheit nach po-
litischen Häftlingen und Akten mit belastendem 
Beweismaterial gegen die AnhängerInnen des 
Mubarak-Regimes. Gefundene Dokumente wer-
den auf Seiten wie „Egyptleaks“ oder „Amn Daw-
la Leaks“ veröffentlicht. 

„Den stechenden Geruch von Chlor bekomme 
ich seit der Stürmung des Staatssicherheitsge-
bäudes nicht mehr los“, meint Sahra, eine junge 
Deutschägypterin: „Das muss man sich mal vor-
stellen. Die haben ihre Folterkammern mit Chlor 
geputzt, bevor die Gebäude von den Demons-
tranten gestürmt wurden.“ 

„Von Stürmen kann eigentlich keine Rede 
sein“, stellt der Blogger Mood fest: „Wir sind 
knietief durch die geschredderten Akten gewa-
tet.“ Ein Aktenzimmer für die Wahlfälschungen 
, ein Zimmer für die Muslimbrüder, eines 
für die KoptInnen, eines für sonstige politisch 
aktive QuerdenkerInnen, so die Schilderungen. 
„Die waren saugut organisiert, diese Bestien“, 
schäumt Sahra. Und in den Aktenbergen sind In-
dizien für den staatlich geschürten Hass zwischen 
ChristInnen und MuslimInnen aufgetaucht. 

Für die Wegkreuzung zwischen friedvollem 
Zusammenleben und weiteren blutigen Zusam-
menstößen, vor der das Land gerade steht, sind 
diese Dokumente enorm wichtig. N

Die Autorin studierte Internationale Entwicklung in Wien.

Blutige Einheit 
Die Gefahr wächst, dass in Ägypten nach der erfolgreichen 
Revolution ein Bürgerkrieg ausbricht. Eine Reportage aus Kairo.
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ANNA ELLMER

öchte man Wikipedia Glau-
ben schenken, dann charakte-

risiert die Geschichte Nordafrikas in 
der Neuzeit vor allem eines: die um-
fassende Unterlegenheit gegenüber 
Europa, und zwar in jeder Hinsicht. 
Von „kultureller Erstarrung“ und 
dem Fehlen jeglicher intellektueller 
und wissenschaftlicher Leistungen 
ist in der Einleitung des entspre-
chenden Artikels die Rede; von 
„Wehrlosigkeit, ja […] Desinteresse“ 
gegenüber dem Kolonialismus sowie 
Wehleidigkeit und „Rückwärtsge-
wandtheit“. Als Quelle wird ein Text 
von Hans Magnus Enzensberger an-
gegeben – „Der radikale Verlierer“ –
in dem der deutsche Autor zunächst 
vor unzulässigen Pauschalisierungen 
warnt, um dann umgehend den 
gesamten arabischen Raum zum 
Looser am Rande der Geschichte 
zu erklären. Die arabischen Gesell-
schaften fänden keinen Anschluss 
an die Moderne, so Enzensber-
ger, und daran seien sie im Grunde 
selbst Schuld. Andere ehemalige Ko-
lonien hätten ja immerhin auch ra-
sante Fortschritte zustande gebracht. 
Unproduktiv, rückständig und vom 
Westen abhängig sei der arabische 
Raum und daraus resultiere für alle 
klar denkenden AraberInnen eine 
kontinuierliche Demütigung.

Koloniale Stereotype. Diese Zu-
schreibung geistiger und politischer 
Unbeweglichkeit und Fortschritts-
feindlichkeit lässt sowohl die Ge-
schichte der nordafrikanischen Wi-
derstandsbewegungen als auch die 
Heterogenität dieser Gesellschaften 
sowie ihrer Verstrickungen mit Eu-
ropa einfach unter den Tisch fal-
len. In vergleichbar oberlehrerhafter 
Manier hat Nicolas Sarkozy  in 
Dakar in seiner Rede an die afrika-
nische Jugend gleich dem gesamten 
afrikanischen Kontinent seine Teil-

nahme an der Weltgeschichte ab-
gesprochen. Diese Parallelen sind 
kein Zufall, aktualisieren unse-
re europäischen Zeitgenossen doch 
ein zentrales Versatzstück koloni-
aler Diskurse: eine eurozentristische 
Ignoranz gegenüber der historischen 
Dynamik und Komplexität außer-
europäischer Gesellschaften. Ge-
schichtslosigkeit und Rückstän-
digkeit dienten immer wieder als 
Legitimation der kolonialen Beset-
zung und der „zivilisatorischen Mis-
sion“, die sich vor allem Frankreich 
seit dem . Jahrhundert als Leitmo-
tiv seiner Maghreb-Politik auf die 
Fahnen geschrieben hatte.

Herrschaft und Widerstand. Wirt-
schaftliche Interessen, vor allem aber 
der erbitterte Machtkampf zwischen 
den europäischen Staaten waren aus-
schlaggebende Faktoren für die euro-
päische Kolonisierung Nordafrikas, 
die mit Napoleons Ägypten-Feldzug 
 ihren Anfang nahm. Schritt für 
Schritt wurden in Nordafrika un-
terschiedliche Kolonialsysteme er-
richtet, aber überall war das koloni-
ale Unternehmen von Anfang an mit 
Widerstand konfrontiert. 

Britische Soldaten besetzten 
Ägypten, als sich in der zweiten 
Hälfte des . Jahrhunderts unter 
der Parole „Ägypten den Ägyptern“ 
eine Art nationalistische Bewe-
gung gegen den zunehmenden eu-
ropäischen Einfluss im Land entwi-
ckelte. Die Aufstände wurden von 
den Engländern niedergeschlagen, 
britische Soldaten blieben über  
Jahre lang im Land. Aber immer 
wieder wurde die relativ indirekte 
britische Kontrolle Ägyptens durch 
säkulare als auch religiöse Nationa-
lismen herausgefordert. Hier wurde 
weder jungfräuliches Niemandsland 
noch eine politisch erstarrte Gesell-
schaft erobert, sondern ein kom-
plexes und dynamisches politisches 
Gefüge unter europäische Kontrolle 
gezwungen. 

Das Beispiel Algerien. Auch die 
 begonnene französische Mili-
tärexpedition nach Algerien war von 
Anfang an mit Widerstand verbun-
den. Bis zum Ersten Weltkrieg kam 
es zu circa einem Dutzend Aufstän-
den, denen mit harten Repressionen 
begegnet wurde.  wurde Alge-
rien zu einem Teil Frankreichs er-
klärt. Die algerische, überwiegend 
muslimische Bevölkerung wurde je-
doch weitgehend marginalisiert, ihre 
Geschichte und Kultur ausgeblen-
det. Dass auf einem großen Anteil 
des enteigneten Landes, das nun-
mehr von SiedlerInnen bewirtschaf-
tet wurde, nach der Reblaus-Plage in 
Frankreich statt Weizen vor allem 
Wein für das „französische Mutter-
land“ angebaut wurde, steht sym-
bolisch für diese Marginalisierung. 
Aber Widerstand gegen die Un-
gleichbehandlung der AlgerierInnen 
organisierte sich über die Jahre hin-
weg in unterschiedlichsten Formen: 
in Gruppen zur Wiederbelebung des 
Islams bis hin zu linken Gewerk-
schaftsgruppierungen. 

Zur Radikalisierung und 
schließlich zur Gründung der be-
waffneten FLN (Front de Libération 
Nationale) kam es schließlich nach 
dem Zweiten Weltkrieg, in dem Al-
gerier an der Seite französischer Sol-
daten Europa befreit hatten. Die ge-
forderte Gleichheit blieb ihnen aber 
auch nach dem Krieg vorenthalten. 
Der  ausbrechende Konflikt ver-
unmöglichte es nunmehr, die alge-
rischen Forderungen zu ignorieren. 
Der Algerienkrieg, der schließlich 
 mit der algerischen Unabhän-
gigkeit endete, erhielt als Symbol 
für den erfolgreichen antikolonialen 
Widerstand Bedeutung weit über 
Frankreich und Algerien hinaus. 
Das von Frantz Fanon, dem aus 
Martinique stammenden Psychiater 
und �eoretiker, im Kontext seiner 
Erfahrungen im algerischen Unab-
hängigkeitskrieg verfasste Buch Die 
Verdammten dieser Erde, wurde zu 

einem Klassiker des antikolonialen 
Widerstandes und bleibt bis heu-
te wichtige Referenz postkolonialer 
�eoretikerInnen. 

Nordafrika macht Krach. Auch 
das Erbe des antikolonialen Wider-
standes darf allerdings nicht unkri-
tisch verherrlicht werden. Denn die 
Geschichte Nordafrikas ist auch 
mehr als die Konfrontation mit den 
Kolonialherren. Und Intellektuel-
le, wie der in Kairo aufgewachsene 
Edward Said, unterstreichen durch-
aus die Problematik antikolonialer 
nationalistischer Identitätskonstruk-
tionen, welche die koloniale Logik 
seines Erachtens umdrehen, aber 
nicht aushebeln. 

Jedenfalls aber kann die Ge-
schichte Nordafrikas eben auch an-
ders erzählt werden: als eine Ge-
schichte des Widerstands, des 
emanzipatorischen Engagements 
und der Utopien. So stellt der fran-
zösische Historiker Daniel Rivet 
fest, dass es gelte, den uneingestan-
denen Erben des kolonialen Dis-
kurses zu zeigen, dass die Geschich-
te auch während der kolonialen 
Epoche von den MaghrebinerInnen 
nicht einfach ertragen wurde. „Sie 
ist nicht über sie gekommen wie eine 
Heuschreckenplage, die Dürre oder 
die Pest. Wie die Kolonialherren 
machen die Indigenen Geschichte, 
ihre Geschichte und machen dabei 
Lärm.“

Nicht zuletzt die aktuellen po-
litischen Ereignisse in Nordafrika 
stellen das stereotype Bild von der 
Unbeweglichkeit der arabischen Ge-
sellschaften grundlegend in Frage. 
So sind es wohl vielmehr diejenigen, 
die nicht müde werden den koloni-
alen Mythos von der Unmündigkeit 
und Erstarrung Nordafrikas zu wie-
derholen, die die ewige Reprodukti-
on des Gleichen praktizieren. N

Die Autorin studiert Kultur- und Sozi-
alanthropologie in Wien und Paris.

Den nordafrikanischen Gesellschaften wird in Bezug auf die jüngere 
Geschichte oft Erstarrung unterstellt. Dabei können sie auf eine 
komplexe Geschichte des Widerstands zurückgreifen. 
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Unmündiges Nordafrika?
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VINZENT REST

ls der libysche Revolutionsführer Muam-
mar al-Gaddafi am . März  auf Einla-

dung von Bundeskanzler Bruno Kreisky in Wien 
ankam, betrat das international geächtete Staats-
oberhaupt zum ersten Mal seit über zehn Jahren 
ausländischen Boden. Kreisky ortete nach einem 
Jahrzehnt der Isolation Tauwetter und warf den 
westlichen Staaten Scheinheiligkeit vor, weil sie 
trotz ihrer Rolle als Großkäufer von libyschem 
Öl keine Anstalten machten, auch eine politische 
Zusammenarbeit zu suchen. Der Staatsbesuch 
markierte den Beginn einer engen wirtschaft-
lichen und politischen Partnerschaft zwischen Li-
byen und Österreich. 

Der freundliche Spender aus Tripolis. Ausdruck 
fand diese austro-libysche Partnerschaft besonders 
in der einzigartigen Freundschaft, die den  
bei einem Autounfall verstorbenen Kärntner Lan-
deshauptmann Jörg Haider und Muammar al-
Gaddafi miteinander verband. Schon , noch 
bevor sich Gaddafi für die, von der libyschen Ad-
ministration in Auftrag gegebenen Terroranschlä-
ge in Lockerbie () und Berlin () entschul-
digte, bekam er Besuch aus dem fernen Kärnten. 
Zwischen den beiden politischen Outlaws 
stimmte offensichtlich die Chemie sofort, was 
sich in großzügigen Spenden des libyschen Herr-
schers an Klagenfurt niederschlug. Insgesamt  
Millionen Euro sollen auf die Konten von Haider 
und die seiner „Buberl“ geflossen sein. Zumindest 
wenn man den Aufzeichnungen des Haider-Inti-
mus Maischberger Glauben schenkt. Dafür durfte 
der an einer Wiener Privatuniversität ausgebildete 
älteste Sohn Gaddafis, Saif al Islam, in Haiders 
Loge in der Staatsoper Platz nehmen, während 
sich das offizielle Österreich am Wiener Opernball 
feierte. Haider genoss die Gesellschaft des Gadda-
fi-Sprosses, mit dem er nach eigenen Angaben von 
Zeit zu Zeit gerne „fortging“. 

Als sich Gaddafi  durch eine Entschuldi-
gung für die im Auftrag des Regimes verübten 
Anschläge in Europa international rehabilitierte, 
hatte dies für die österreichische Wirtschaft nur 
wenig Relevanz. Denn mehrere heimische Unter-
nehmen waren bereits dick im Geschäft mit dem 
einstigen Revolutionsführer. Neben der OMV, 
die sicherstellte, dass der österreichische Ölbedarf 
zu  Prozent durch libysches Öl gedeckt wurde, 
waren auch Konzerne wie Strabag, mit Aufträ-

gen im Wert von knapp  Millionen Euro, und 
Porr in engem Kontakt. Seit  hält Libyen au-
ßerdem einen Anteil von zehn Prozent am Ziegel-
brenner Wienerberger. 

Doch nicht nur Österreich packelte mit dem 
Despoten Gaddafi. Innerhalb kürzester Zeit 
avancierte er zum Protegé mehrerer europäischer 
Staaten. Besonders mit Italiens Ministerpräsi-
dent Silvio Berlusconi verstand er sich blendend. 
Dieser ließ ihm ab  insgesamt , Milliar-
den Euro als „Entschädigung für die Kolonial-
zeit“ zukommen. In Wirklichkeit sollte dadurch 
die letzte Lücke der Festung Europa für afrika-
nische Flüchtlinge geschlossen werden, nachdem 
die Grenze zwischen Spanien und Marokko zu-
vor durch meterhohe Mauern rund um die bei-

den spanischen Enklaven Ceuta und Melilla un-
passierbar gemacht wurde. Ende  wurden 
um  Prozent weniger Flüchtlinge gezählt, die 
eine der italienischen Mittelmeerinseln, meist das 
Afrika vorgelagerte Lampedusa, und damit die 
EU, erreichten. Während die Menschenrechtsor-
ganisation Human Rights Watch von schwersten 
Misshandlungen bis hin zu Tötungen von afrika-
nischen Flüchtlingen durch die libyschen Behör-
den sprach, bezeichnete die EU dies in einem Be-
richt als „mangelnde Erfahrung“ im Umgang mit 
Flüchtlingen. 

Nachdem  die so genannten HIV-Pro-
zesse gegen bulgarische Krankenschwestern, de-
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It’s the Economy, Stupid 
Wie Dominosteine fallen unverrückbar geglaubte Regimes in Nordafrika. In Tunesien und Ägypten 
glückte die Revolution, in mehreren arabischen Ländern jenseits des Suez-Kanals kam es zu Massen-
ausschreitungen und vereinzelten Rücktritten der Machthaber. Die eher zaghafte Reaktion des Westens 
überrascht nur wenig, sind doch milliardenschwere Verträge heimischer Konzerne in Gefahr. 
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Fortsetzung auf der nächsten Seite n
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nen das Regime vorgeworfen hatte, Kinder vor-
sätzlich mit verseuchten Spritzen mit dem 
HI-Virus infiziert zu haben, mit Begnadigungen 
endeten, begann der große Wettlauf um Millio-
nengeschäfte seitens europäischer Unternehmen. 
BP sicherte sich dabei einen Großteil der Rech-
te am libyschen Gas. Auch Waffendeals scheuten 
viele EU-Staaten nicht.  verbuchten die EU-
Staaten Waffenexporte nach Libyen im Wert von 
 Millionen Euro, was eine Verzehnfachung des 
Volumens im Vergleich zum Vorjahr bedeutete. 

Und im Maghreb? Der Großteil der laut Schät-
zungen bereits . libyschen Flüchtlinge hat 
das Land in Richtung des Nachbarstaates Tune-
sien verlassen. Auch der Maghreb-Staat befindet 
sich nach dem Rücktritt des Langzeitpräsidenten 
Zine el-Abidine Ben Ali am . Jänner in einer 
politisch instabilen und unsicheren Lage. Davor 
galt Tunesien als eines der stabilsten Länder im 
arabischen Raum und war beliebtes Urlaubsziel 
vieler EuropäerInnen. Trotz der Ressourcenarmut 
des, im Vergleich zu seinen Nachbarn Algerien 
und Libyen, kleinen Landes, konnte sich dank 
der Tourismusindustrie eine florierende Wirt-
schaft etablieren. Vom Westen wurde Ben Ali 
immer als Partner im Kampf gegen den interna-
tionalen Terrorismus hofiert, über seinen autori-
tären Regierungsstil wurde hinweg gesehen. Be-
sonders mit der alten Kolonialmacht Frankreich 

wurden enge Verbindungen gepflegt. Selbst die 
französische Außenministerin Alliot-Marie muss-
te aufgrund von Parteinahme für den korrup-
ten Machthaber, in Form eines Angebots, fran-
zösische Sicherheitskräfte zur Stabilisierung der 
Lage nach Tunesien zu schicken, Ende Februar 
von ihrem Amt zurücktreten. Ben Ali befindet 
sich derzeit unbehelligt im französischen Exil. 

Ein Stückchen weiter westlich liegt Algerien, 
dessen Führung rund um Präsident Abd al-Asis 
Bouteflika nicht minder repressiv agiert. Algeri-
ens Elite wirbt wie seine Nachbarländer mit Res-
sourcen und der Bekämpfung des islamistischen 
Terrorismus um die Gunst des Westens. Über die 
Hälfte der Gasbestände der Mittelmeerregion lie-
gen in Algerien, der Wüstenstaat mauserte sich 
innerhalb kurzer Zeit zum drittgrößten Gasliefe-
ranten Europas. Während das Land im Öl, Gas 
und neuerdings im Geld schwimmt, hat die Be-
völkerung nur wenig Anteil am neuen Reichtum. 
Die steigenden Preise für Nahrungsmittel und 
Wohnung sowie eine exorbitant hohe Arbeitslo-
sigkeit von bis zu  Prozent, haben auch hier zu 
kleineren Unruhen geführt. Allerdings gelang es 
der algerischen Führung bisher, die Demokratie-
bewegung im Keim zu ersticken.

Großes Fragezeichen Naher Osten. Noch unsi-
cher ist die Entwicklung im asiatischen Teil Ara-
biens. Zu größeren Unruhen kam es bis dato in 

Bahrain, Jordanien, Syrien, Jemen und im Oman. 
Der jemenitische Präsident Abu Saleh, der das 
Land seit  regiert, kündigte nach Massenpro-
testen bereits an,  nicht mehr zur Wiederwahl 
antreten zu wollen. Trotzdem dauern die Unru-
hen an, weil sich die Bevölkerung nicht mit ei-
ner Vertröstung auf zwei weitere Jahre zufrieden 
zu geben scheint. Blutig verliefen die Proteste in 
Bahrain, wo die Polizei Demonstrationen mit 
brutalster Gewalt auflöste. 

Der Westen fürchtet besonders eine Protest-
welle in Saudi-Arabien, dem weltweit größten 
Exporteur von Erdöl. Engpässe, die durch die 
Unruhen in Libyen und dadurch ausbleibende 
Öllieferungen ausgelöst wurden, konnten nur 
durch zusätzliche Lieferungen aus Saudi-Arabien 
wettgemacht werden. Sollte die Königsfamilie in 
Riad in Bedrängnis kommen, käme auch das ak-
tuelle Weltsystem in Bedrängnis. Gesichert ge-
glaubte Öllieferungen könnten ausbleiben und 
zu einer ernsthaften Energieknappheit im Westen 
führen. Die saudische Monarchie zählt zu den 
wichtigsten strategischen PartnerInnen der US-
amerikanischen Administration. Und im Sinne 
dieser Partnerschaft wird auch gerne vergessen, 
dass Menschenrechtsverletzungen auch dort an 
der Tagesordnung stehen. N

Der Autor studiert Sozioökonomie an der WU.
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Exposure. Unter dem Titel Exposure zeigt der 
Künstler Martin Bilinovac in der Fotogalerie 
Wien einen Überblick über seine Arbeiten aus 
den Jahren  bis . Bilinovac hat in der 
Schule für künstlerische Fotografie Friedl Kubel-
ka Wien, an der Universität für Angewandte 
Kunst Wien und an der Kunstakademie Mün-
ster studiert. Die ausgestellten Fotografien zei-
gen Interieurs – menschenleere Räume, in de-
nen Bilinovac Einrichtungsgegenstände in 
zum Teil surreal wirkenden Konstellationen 
inszeniert hat.
. März  bis . April  in der Fotogale-
rie Wien

Der wahre Kreisky. Gustav Peichl (alias IRO-
NIMUS) kommentiert und karikiert seit über 
 Jahren das politische Geschehen in Öster-
reich. Anlässlich des . Geburtsjahres von 
Bruno Kreisky wird eine Ausstellung mit aus-
gewählten IRONIMUS-Karikaturen präsen-
tiert. Für Journalisten und Journalistinnen 
und vor allem für die Karikaturisten und Ka-
rikaturistinnen war Kreisky dank seiner Po-
pularität und seiner rhetorischen Fähigkeiten 
eine herausragende politische Persönlichkeit 
seiner Zeit.
Von . Jänner  bis . September  im 
Karikaturmuseum Krems

Kost-Nix. Kost-Nix-Läden gibt es mittlerwei-
le in Wien, Innsbruck und Graz. Die teilwei-
se unterschiedlichen Philosophien der einzel-
nen Läden haben gemein, dass sie sich gegen 
Konsumzwang und -wahn aussprechen und 
aktiv dagegen arbeiten. Wer an dieser alter-
nativen Form des Konsums teilhaben möch-
te, schaut am besten in einem der Läden vor-
bei. So kann etwa das mitgebrachte Geschirr 
einfach nur dortgelassen werden oder aber ein 
paar Schuhe ohne Gegenwert mitgenommen 
werden. Für nähere Infos einfach auf die Web-
seite klicken.
www.umsonstladen.at

ch schaue nicht fern, ich schalte um. Wenn’s bei Galileo brenzlig 
wird, ob der dicke Jumbo den größten Germknödel der Welt tatsäch-

lich aufessen kann, wenn irgendwer wieder gemein zu Lisa Simpson ist, bei 
SNF sowieso und überhaupt und sogar wenn der Juror bei den Topfgeldjä-
gern über Erfolg oder Niederlage der HobbyköchInnen entscheidet. Mein 
Nervenkorsett reicht einfach nicht für die dramatischen Momente der Fern-
sehwelt aus. Auch im echten Leben wünsch ich mir oft eine Fernbedienung. 
Zum Beispiel, wenn die alte Frau vor mir im Billa die Feinkostverkäuferin 
ankläfft, weil die Salamischeiben zu quadratisch oder die Frankfurter zu 
pink sind. Oder wenn mein Schuh zielsicher das neueste Hundstrümmerl 
erwischt. 

Am schlimmsten wird dieser Umschaltdrang aber bei Diskussionsformaten 
im ORF. Im Zentrum? Bitte nicht! Club ? Ich möchte sterben. Nicht nur, dass 
dort vornehmlich faltenzerfurchte Mumien und/oder Verrückte hocken, nein, 
auch die eingeladenen PolitikerInnen (Jetzt könnte mensch natürlich disku-
tieren, ob die zur Menge der faltigen Verrückten gehören, aber ich will mal 
nicht so pauschalisieren.) führen bei mir zu unkontrollierten Angstschweiß-
ausbrüchen, wenn ich die Fernbedienung nicht finde. Neulich, als im Zentrum

über die verpflichtende gemeinsame Obsorge diskutiert wurde, habe ich es nur 
bis zum ersten Satz von Bundesministerin Bandion-Ortner geschafft: „Ich als 
Kind habe das Recht auf beide leiblichen Elternteile“ – zack, weg. Das �ema 
interessiert mich, doch mein Umschaltzeigefinger hatte reflexartig die Reißlei-
ne gezogen, bevor auch noch der Väterrechtler seinen Mund aufmachen konn-
te. Und das war nicht das erste Mal. Regelmäßig möchte ich mir „Polit-Talks“ 
ansehen, regelmäßig gebe ich nach  Sekunden auf. Warum eigentlich? Be-
sonders politikverdrossen bin ich nicht, aber wenn Österreichs PolitikerInnen, 
„Intellektuelle“ und ExpertInnen vom ORF inszeniert aufeinander klatschen, 
muss ich weg. Mittlerweile habe ich mein Problem identifiziert: Ich möchte 
mich nicht mehr fremdschämen müssen. Für zwei Drittel besagter Diskussi-
onsteilnehmerInnen muss ich das aber. Und darauf zu warten, dass die eine 
nicht-verrückte und nicht-selbstinszenierungsbesessene Person einen guten 
Satz sagt, ist mir die Mühe nicht wert. Vorschlag für den ORF: Stellt die Qua-
lität der Debatte über die schillernde (?) Persönlichkeit der TeilnehmerInnen! 
Seltsame Leute in Kombination machen noch lange keine gute Diskussion. N

Die Autorin studierte Sozioökonomie in Wien und bloggt.

KURZMELDUNGEN

I

Umschalten!
Kommentar von Eva Maltschnig
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NORA REICHART

ein, sonderlich stolz bin ich bislang nicht 
auf Ägypten gewesen – zumindest nicht bis 

Ende Januar diesen Jahres. Sicherlich, es ist mei-
ne Heimat, da, wo ich geboren bin und  Jah-
re meines Lebens verbracht habe. Es ist ein Land 
mit vielen Sonnenseiten, die man aufgrund des 
allgemein bekannten touristischen Image Ägyp-
tens an einer Hand abzählen könnte: schönes 
Wetter, Pyramiden, Nilkreuzfahrt, eine nette Mi-
schung aus Orient und Okzident, und meistens 
freundliche, nette Menschen. Die Schattenseiten 
dieses Landes waren bis vor kurzem jedoch kaum 
jemandem bekannt. Immerhin hatte es die Re-
gierung dieses Landes tatsächlich geschafft, den 
Eindruck einer unantastbaren Stabilität zu ver-
mitteln. Wie sehr es jedoch schon seit Jahren un-
ter der Oberfläche brodelt, bekam nicht nur ich 
zu spüren, wenn ich nach Hause flog. Das war 
nicht mehr das Ägypten, das man noch bis in die 
er-Jahre hinein für seine Kulturvielfalt, für 
seine Offenheit gegenüber Fremdem und Neuem 
und vor allem für die Herzlichkeit und Gelassen-
heit seiner Menschen geliebt und gepriesen hat-
te. Diese Menschen waren oft angespannt, ner-
vös, pessimistisch und hoffnungslos. Was mir vor 
allem auffiel, war die vollkommene Gleichgültig-
keit, welche viele von ihnen ihrem eigenen Land 
und seiner Entwicklung entgegenbrachten: sei 
es der Müll, der unbeachtet auf den Straßen lag, 
oder die Resignation gegenüber der allgemeinen 
Vermutung, dass das Land mit schnellen Schrit-
ten dem Chaos entgegensteuerte, wenn es so wei-
ter ginge. 

Veränderung erwünscht. Ich spürte bei jedem 
Besuch mehr und mehr, dass in diesem Land un-
bedingt etwas geschehen musste, sonst Kollaps 

total. Die Frage war nur was? Eine Antwort dürf-
te jedoch niemand von uns gehabt haben. Selbst 
der Sturz von Tunesiens Präsident Ben Ali be-
scherte uns nur teilweise Freude. Wir waren uns 
sicher, dass wir zu einer gleichen Aktion zumin-
dest noch nicht im Stande wären – bis zum . 
Januar. Ich war gerade unterwegs, als ich die 
SMS von einem Bekannten bekam: Ägypten sei 
endlich aufgewacht, das Ziel sei nahe! Und tat-
sächlich: Auch wenn es noch  Tage dauern 
sollte, bis nach  Jahren Korruption und Aus-
beutung Präsident Mubarak endlich zurücktrat, 
war es doch an diesem ersten Tag schon zu spü-
ren gewesen, dass der Stein ins Rollen gekommen 
war. Dies war keine unterdrückte und zurückge-
haltene Demonstration einer kleinen Bewegung 
mehr. Hier war die gesamte ägyptische Bevölke-
rung auf den Beinen. Jene Bevölkerung, die bis 
dato so gespalten wie noch nie zuvor geschienen 
hatte, protestierte nun Hand in Hand für uni-
verselle Werte, welche sich alle unabhängig von 
politischer Orientierung, Religion, Geschlecht, 
Alter oder der sozialen Schicht seit Jahrzehnten 
wünschten: Freiheit, Gerechtigkeit und Selbst-
bestimmung. Das Ausmaß dieses Zusammen-
halts hätte bis vor kurzem noch als ein utopisches 
Märchen gegolten: ChristInnen schützten Mus-
limInnen während deren Freitagsgebet auf dem 
Platz der Befreiung vor den Regimeanhänger-
Innen und der Polizei. Die MuslimInnen taten 
dasselbe, während die ChristInnen ihren Got-
tesdienst abhielten. Ein Muslim, der ein Plakat 
mit islamischen Parolen trug, wurde von Glau-
bensbrüdern zurechtgewiesen: Hier demonstrier-
ten keine MuslimInnen, ChristInnen oder Juden 
bzw. Jüdinnen, sondern ausschließlich Ägypte-
rInnen. Westlich gekleidete, rauchende Frauen 
kampierten und diskutierten mit Vollverschlei-
erten. Zu dieser Zeit wurde keine einzige Frau se-
xuell belästigt – ein Umstand, der in Kontrast zu 

den Erfahrungen eines Großteils der weiblichen 
Bevölkerung Ägyptens in den letzten zehn Jah-
ren steht. 

Die neue Jugend. Eine Jugend, von welcher bis 
Ende Januar geglaubt wurde, sie bestehe überwie-
gend aus Weicheiern und Verantwortungslosen, 
stand plötzlich auf der Straße. Diese Jugend hat es 
geschafft, der Gewalt und Brutalität des Regimes 
zu trotzen und gewaltfreien Widerstand zu leisten. 
Es ist diese Jugend, welche, nachdem die Polizei 
von einem Tag auf den anderen wie vom Erdboden 
verschluckt und tausende von Kriminellen aus den 
Gefängnissen entkommen waren, die Verteidigung 
der Stadt und ihrer BewohnerInnen selbst in die 
Hand nahm. Mein Vater, der selbst nächtelang bei 
diesen BürgerInnenwehren mitgewirkt hatte, be-
richtete davon, wie jede Nacht junge Männer mit 
Essen und Getränken durch die Straßen gingen, 
um sie an die anderen Mitglieder der BürgerInnen-
wehr zu verteilen. Er erzählte mir, wie jugendli-
che Männer und Frauen den Verkehr regelten und 
teilweise nur mit Besenstilen „bewaffnet“ sich der 
nächtlichen Gefahr aussetzten. Und ich sah selbst 
die Bilder im Fernsehen, auf denen diese Jugend-
lichen am Tag nach Mubaraks Rücktritt die Stadt 
wieder säuberten und sogar mit Wasser die Straßen 
schrubbten. Eine solche Ordnung hatte Ägypten 
seit Jahrzehnten nicht mehr gesehen, und noch vor 
zwei Monaten hätte es wahrscheinlich niemanden 
interessiert, wie die Stadt aussieht. Doch nach die-
ser Revolution ist den ÄgypterInnen klar gewor-
den, dass sie ihr Schicksal wieder selbst bestim-
men können. Vor allem wurde die Entfremdung 
vom eigenen Land überwunden. Dies ist erst der 
Beginn einer großen und langwierigen Arbeit. Das 
Land ist noch entlang der religiösen Bruchlinien 
gespalten.  N

Die Autorin studiert Musikwissenschaften in Wien. 

Hand in Hand den ersten Schritt
Im Januar sprang der Funken der Revolution auch auf Ägypten über. Vor allem in der Hauptstadt Kairo 
war scheinbar die gesamte ägyptische Bevölkerung auf den Beinen, um gemeinsam gegen Korruption 
und Unterdrückung zu kämpfen. Eine Telefonreportage. 

N

Foto: Yakout

ÄgypterInnen 

feiern ihren Sieg 

über Mubarak
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geben. Alles an diesem Stück ist 
handgemacht: Selbst die Bühnen-
bretter in der kleinen Schaustät-
te in Wien-Leopoldstadt sind von 
der Gruppe selbst beschliffen. Die 
DarstellerInnen, darunter Burg-
schauspieler Florentin Groll, leihen 
den teils deutschen, teils englischen 
Versen ihre Stimme aus dem Off.

Der Geist des Provisorischen im 
Stück, das �omas nie zu seiner Be-
friedigung fertigstellen konnte, ver-
leiht auch der Wiener Inszenierung 
ihren Charme. Mit vielseitigen Mit-
teln bastelt Dekoltas Handwerk an 
den Schattierungen des unvollende-
ten Stückes, aus immer neuen Win-
keln und Positionen. Denn wie 
bei den Gott zugewandten Hand-
lungen – Hoffen, Beten und Trinken 
– stellt hier die Annäherung die ein-
zige Art der Vervollkommnung dar. N

www.dekoltashandwerk.com

Der Autor studiert Politikwissenschaft in 
Wien. 

ALEXANDER FANTA

eben in einem Höllenloch von 
einem Bürogebäude, wo die 

Kaffeespender braune Grütze ausge-
ben und den Leuten ihr schleimiges 
Lächeln tief in die Visage gebrannt 
ist. Solche nüchternen Vormittage in 
einer Alltagsexistenz haben den wali-
sischen Poeten Dylan �omas nie in-
teressiert. Nur wenige Monate behält 
er als Halbwüchsiger einen Job als 
Reporter bei einer Zeitung in Swan-
sea. Dann ergibt sich der Dichter dem 
Suff – eine Liebesbeziehung, die ihn 
den Rest seines Lebens begleiten wird.

Die permanente Katastrophe sei-
nes eigenen Daseins lässt �omas 
den Ort Llareggub erschaffen, ein 
biederes Fischernest der Ausschwei-
fungen und Orgien, wo jede Nacht 
im Milchwald die Schürzen abgelegt 
und die Freuden des Fleisches be-
sungen werden. Nebenan, im blau-
en Ozean, wohnen die enttäuschten 

Geister der ertrunkenen Seemänner, 
deren Ehefrauen sich nun als lustige 
Witwen mit Postboten und Haus-
männern vergnügen. Der Dichter 
und Zechpreller �omas beschreibt 
genüsslich Szenen aus dem nicht 
ganz fiktionalen Ort, während er 
sich im wahren Leben Glas um Glas 
in den körperlichen und finanziellen 
Ruin trinkt. In Llareggub ist sein 
rauschhaftes Leben verewigt. Mit 
dem Namen des Ortes, Anagramm 
für das englische „bugger all“ („rein 
gar nichts“), zeigt Dylan aus der 
dörflichen Verschanzung der bürger-
lichen Gesellschaft den Stinkefinger.

Mit Under Milk Wood setzt �o-
mas sich selbst und seiner Stadt-
flucht ein Denkmal. In poetischen 
Wortwechseln der EinwohnerInnen 
führt er die walisische Dorfwelt in 
die Form des Dramas hinein. „Ein 
Stück für Stimmen“ lautet der Un-
tertitel des Dramas, denn genau ge-
nommen ist es ein Hörspiel, das 
ohne Bühnenbilder und Szenenbe-

schreibungen auskommt. Charakter 
um Charakter zeichnet er die Welt 
des Dorfes nach, die zwischen Bie-
der- und Heiterkeit oszilliert, zwi-
schen den Ertrunkenen und den 
Betrunkenen. Er erschafft damit 
ein sinnesfreudiges Opus, das ihm 
kurz vor seinem Tod im Alter von 
 Jahren immerwährenden Nach-
ruhm sichert. Bis heute machen sich 
Whisky, Morphium und eine Dia-
betes-Erkrankung die Ursache für 
sein Ableben im Jahr  streitig.

Als Stück durch und durch oze-
anisch, scheint eine Binnenland-
Adaption von �omas’ Werk fast 
unmöglich. Doch just dieser Tage 
versucht in Wien eine Gruppe mit 
dem programmatischen Namen De-
koltas Handwerk den Vorstoß in 
nasse Welten. Dabei geht sie mit 
allerhand Rüstzeug ins Feld. Die 
Inszenierung von Jan Jedenak be-
dient sich der Hilfe von Puppen und 
Masken, um den keltischen Men-
schen von Llarggub ein Gesicht zu 

Todesursache Whisky
Der Dichter Dylan Thomas demonstriert: Es gibt kein trockenes Leben im Nassen.
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Festival des österreichischen Films
Graz, 22.–27. März 2011

Tickets & Programm

ab 12. März im 

Festivalzentrum Kunsthaus Graz, 

im Café Promenade, 

unter www.diagonale.at 

und der Freeline 0800 664 080

ab 23. März 

in den Festivalkinos

www.diagonale.at
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Ich schöpfe aus meiner eigenen Er-
fahrung und bin von den Vorteilen 
webbasierter Software wie Google 
Docs überzeugt. Ich halte sie für ex-
trem effektiv, effizient und seriös – 
zumindest die, die ich ausgesucht 
habe. Jeder Journalist sollte sich ge-
nau die allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen und die Sicherheitsbe-
dingungen ansehen und für sich 
entscheiden, ob er das Programm 
verwenden will. 

Worin bestehen die Vorteile?
Einige Softwares erleichtern nicht 
nur unsere Arbeit, sondern erhöhen 
auch die Qualität. Mit Google Docs 
können wir unsere Texte überall ab-
rufen, speichern, organisieren und 
gleichzeitig mit Kollegen an einem 
Dokument arbeiten. Via Facebook
kann ich verfolgen, wie sich mein 
Artikel auf sozialen Plattformen ver-
breitet und welche Resonanz er be-
kommt. 

Was wird der nächste Trend im digi-
talen Journalismus sein?
In den USA beginnen immer mehr 
Leute darüber nachzudenken, wie 
sie ihre Daten organisieren. Wir 
verwenden Facebook, Flickr, Twit-
ter, Picasa und andere soziale Platt-
formen und speichern auf ihnen 
unterschiedliche Arten von Daten-
material. Wir haben unsere Fotos 
hier, das Video dort und verschicken 
Nachrichten über unser E-Mail-Pro-
gramm oder via Facebook. Bis dato 
sind all diese Dinge nicht miteinan-
der verbunden. Einige neue Start-
Ups beschäftigen sich damit, wie 
man sein Material einfach und zen-
tral organisieren kann. Zum Bei-
spiel in Zeitleisten oder Online-Ta-
gebüchern. Damit wiederum werden 
ganz neue, persönliche Geschichten 
erzählt, die jeder publizieren kann.

Jeremy Caplan () unterrichtet Entrepreneur 
Journalism an der City University of New 
York’s Graduate School of Journalism. Im 
Jänner war er Gast am Institut für Journalis-
mus & Medienmanagement an der FH Wien. 
Siehe: www.fh-wien.ac.at/jour

Das Interview führte Martina Powell.

PROGRESS: Ursprünglich kommen Sie 
aus der Printbranche und arbeiteten 
unter anderem für Newsweek, Times 
und �e Wall Street Journal. Wie sind 
Sie zum digitalen Journalisten gewor-
den?
CAPLAN: Ich habe über �emen ge-
schrieben, bei denen ich mehr von 
der Geschichte präsentieren wollte: 
Ich wollte Bilder zeigen, gleichzeitig 
die Menschen selbst sprechen lassen 
und ihr Leben in Videoform dar-
stellen. Da stieß ich mit den Metho-
den im Printjournalismus an mei-
ne Grenzen. Also kombinierte ich 
unterschiedliche Medien, um Ge-
schichten zu erzählen. 

Mittlerweile halten Sie auch Vorträge 
über die Zukunft des digitalen Jour-
nalismus. 
Das �ema ist neu, frisch und des-
halb auch interessant für mich. Jour-
nalismus wird sich dank moderner 
Technologien erfolgreich weiterent-
wickeln. Wir brauchen also Leute, 
die diesen Bereich unterrichten und 
mit uns ihr Wissen über die Mög-
lichkeiten digitaler Medien teilen. 

Und um was geht es in Ihren Semi-
naren? 
Erstens will ich den Menschen die 
Augen öffnen und sie darauf auf-
merksam machen, dass Geschichten 
auf andere Art und Weise erzählt 
werden können. Sie sollen sehen, 
welche neuen Möglichkeiten es mit 

Videos, Ton und Fotografie gibt und 
wie man mithilfe von sozialen Platt-
formen Informationen sammeln und 
teilen kann. Zweitens sollen sie he-
rausfinden, wie Programme wie zum 
Beispiel Google Docs funktionie-
ren, wie man Videos mit Final Cut 
schneidet oder auf was man beim 
Fotografieren achten soll. Mir geht 
es außerdem darum zu diskutieren, 
wie sich der Journalismus mit neuen 
Medien verändert. 

Wie sieht dieser Wandel aus? 
Verantwortungsvoll und ethisch 
korrekt zu handeln, solide Recherche 
zu betreiben, seine Quellen doppelt 

und dreifach zu kontrollieren – all 
diese Kernkompetenzen journali-
stischer Arbeit bleiben bestehen. Ja, 
sie werden in Zukunft sogar noch 
wichtiger werden, weil die Berichter-
stattung immer schneller wird. Was 
sich ändert, ist die Art und Weise, 
wie wir unsere Arbeit angehen. Wir 
werden Geschichten nicht mehr in 
Worten denken. Anstatt darüber zu 
grübeln, was in Paragraf eins, zwei 
oder drei passt, werden wir uns fra-
gen müssen, welche Bilder wir zei-
gen oder welche Geräusche wir auf-
nehmen, um der Realität so nah wie 
möglich zu kommen. Es wird darum 
gehen abzuschätzen, welche Art von 
Medium wir einsetzen, um die Ge-
schichte am eindrucksvollsten zu er-
zählen. 

Wird dieser Journalismus besser sein 
als der alte?
Ist Fernsehjournalismus besser als 
Radio? Ist Online besser als Print? 
Wir sprechen hier von unterschied-
lichen Kategorien, bei denen ver-
schiedene Techniken und Modi ver-
wendet werden, um Geschichten zu 
erzählen. Ich denke, dass der neue, 
digitale Journalismus flexibler ist als 
jener, den wir bereits kennen. Ihm 
stehen mehr Optionen zur Verfü-
gung, Geschichten zu präsentieren 
und zu teilen. Andererseits sind mit 
ihm auch neue, einzigartige Heraus-
forderungen verbunden. Im Internet 
kann der User viel leichter abgelenkt 
werden. 

Sie sind sehr optimistisch, wenn es um 
die Zukunft des digitalen Journalismus 
geht – vor allem in Bezug auf die Kar-
rierechancen für junge Leute. Warum?
Noch nie in der Geschichte des Jour-
nalismus haben sich unsere Werk-
zeuge so schnell verändert. Und es 
hat noch nie zuvor einen derart gro-
ßen Bedarf an Menschen gegeben, 
die diese neuen Techniken beherr-
schen, um mit ihnen Geschichten 
zu erzählen. Es hat außerdem noch 
nie einen so dramatischen Druck 
auf Unternehmen gegeben, ihr Ge-
schäftsmodell zu verändern. Diese 
Situation bietet unzählige Möglich-
keiten für junge, kreative Menschen. 
Einerseits, weil die älteren Jahrgänge 
nicht das Basiswissen der jüngeren 
Generation haben: Die wissen nicht, 
wie man Videos mit einer Handka-
mera filmt und sie mit einem Pro-
gramm schneidet. Andererseits ver-
ändern sich auch die Hierarchien in 
den Medienunternehmen. Das alte 
Modell funktioniert nicht mehr und 
deshalb sind viele bereit, neue, un-
konventionelle Wege zu gehen und 
neue Stimmen zuzulassen. 

Sie sprechen in ihrem Seminar über 
Facebook, Google, Apple und ermuti-
gen die Studierenden, deren Produkte 
zu verwenden und sich bei unter-
schiedlichen Plattformen zu registrie-
ren. Sollten JournalistInnen in dieser 
Sache nicht viel kritischer sein? 

Nicht mehr in Worten denken
Jeremy Caplan erklärt, warum die Welt des digitalen Journalismus die Zukunft der Medien-
branche bestimmen wird und warum sie speziell für junge Menschen neue Chancen bietet. 

Worte werden laut 

Caplan künftig durch 

Bilder ersetzt. 
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Thomas Bernhard schtirbt.

ier in Österreich blockieren ein paar macht-
gierige und größenwahnsinnige alte Män-

ner alles um sie herum und es ist erstaunlich, wie 
lange sich vor allem die jungen Menschen in die-
sem stinkenden Staatskessel das gefallen lassen. 
Als gäbe es keine Jugend!“

Die Rede ist nicht von heute, sondern von 
. Und es spricht kein alt gewordener Staats-
künstler, kein mild gewordener Revolutionär und 
auch kein wild gewordener Reformer, sondern ein 
früh Gestorbener, dessen Tod, so scheint es, vie-
len auf keinen Fall zu früh kam.

Heuer wäre �omas Bernhard achtzig Jahre 
alt geworden, sein runder Geburtstag wird merk-
lich gewürdigt. Auch heute noch ist der „Alles-
und-alle-Beschimpfer“ eine Attraktion unter 
Verständigen, ein Säulenheiliger unter Unver-
ständigen und ganz sicher eine nationale Schande 
unter ewig Unverstandenen. 

Angesichts solcher virtueller Geburtstage (ge-
rade in einem Land wie Österreich, in dem das 
Gedenken ja eine Tugend und das Denken eine 
Untugend ist) kommen allerdings immer wieder 
Fragen auf: Etwa ob denn der „frühe“ Tod nicht 
auch erst das Gedenken hervorgerufen hat, ob 
denn ein „später“ Abgang den Betreffenden nicht 
in die Vergessenheit hätte sterben lassen. Solche 
Fragen sind müßig; hingegen die Frage, ob Bern-
hard heute noch Aktualität besitzt, ob man ihn 
heute noch nicht revidiert hat, kann in Hinblick 

auf diese Kommemoration durchaus gestellt wer-
den. Und tatsächlich, viele heute noch überra-
schend gültige Ausrufe finden sich in einer vom 
Suhrkamp Verlag erstmals in dieser Form präsen-
tierten Überdenkschrift. Es wird einem grausig, 
wenn man Bernhard beschwören hört, „ob Dik-
tatur oder Demokratie – für den Einzelnen ist im 
Grunde alles gleich schauerlich. Zumindest bei 
näherer Betrachtung.“

Der Wahrheit auf der Spur sammelt Selbst-
inszenierung und Selbstoffenbarung, und Selbst-
aufbahrung des gewaltigen Autors. In der heu-
tigen Zeit hat der Sumpf eben ein anderes 
Schlaglicht, er ist nicht mehr rot wie bei ihm, 
sondern schwarz wie bei uns. Die nun vorliegende 
Sammlung von �omas Bernhards Öffentlich-
keitsauftritten erklärt in eleganter Kohärenz sei-
nen Kampf gegen den Staat und das ästhetische, 
mehr noch, das kulturelle Unverständnis seiner 
spießbürgerlichen Beamten. Natürlich verliert 
der brave „Skandalautor“ auch das eine oder an-
dere Wort zuviel, weiß gleich einem verwöhnten 
Kind (einem Fratz!) nicht, wann Schluss sein soll. 
Wenn auch zugegebenermaßen die Beschreibung 
Kreiskys als „kleinbürgerlicher Salonsozialist“ im 
unverdienten Ruhestand sicher eine gewollt zu 
starke Polemik ist, man liest auch bei Bernhard 
ebenjene angeklagte Kleinbürgerlichkeit heraus; 
weltmännische Kritik von einem Mann mit Hang 
zum Biedermeierversteckspiel ist wohl nicht sehr 
glaubwürdig.

Jedoch genau die harsche Kritik an Kreisky 
und später dann auch an Vranitzky erlaubt die 
Frage, ob er heute wohl noch gut gewesen wäre, 
das heißt, ob er denn nicht wirklich besser da-
mals an einem zu schwach schlagenden Herzen 
als heute an einem zu stark (zu)schlagenden Hirn 
gestorben ist. Wenn Bernhard schon unter diesen 
beiden zu leiden hatte, wie hätte er wohl mit Pröll 
und Faymann leben können. Wie hätte er als an-
tikatholisches ÖVP-Mitglied und Naziallergiker 
die blau-schwarzen Jahre überdauert?

Nichtsdestotrotz möchte man Bernhard ein-
fach als einen Mann mit gesunden Emotionen se-
hen, denn wo Liebe ist, da ist auch Hass. Er liebe 
Österreich, weil er nicht anders könne, sagte er. 
Bloß ist es hart für einen ernsten Menschen, in 
einem Land zu leben, in dem „man alles Ernst-
hafte zum Kabarett macht“. Denn, „jeder Ernst 
wandert auf die Witzseite, und so ertragen die 
Österreicher den Ernst nur als Witz“. Und was 
in anderen Ländern eben ein Rücktrittsgrund ist 
oder Richtern eine Verurtei-
lung wert, das ist in Öster-
reich ein Witz, nach wie vor.

Philipp Wieser N

�omas Bernhard, Der Wahrheit 
auf der Spur: Die öffentlichen 
Auftritte: Reden, Leserbriefe, 

Artikel, Suhrkamp Verlag , 
 S., , Euro.

NIKI: Spätestens seit Kid A stand bei Radiohead nicht mehr 
das Songwriting, sondern die Verfremdung von Musik in 

Atmosphäre und dann in etwas schwer Fassbares im Vordergrund. Das ist 
halt so und das kann man mögen, ja lieben, vergöttern oder eben nicht. 
Was sie allerdings für die musikalische Horizonterweiterung einer ganzen 
Indie-Generation getan haben, muss man ihnen legendenhaft hoch anrech-
nen. Auf der aktuellen �e King of Limbs wird allerdings versucht, das Rad 
so neu zu erfinden, dass es einen Achter schlägt, sich selbst in den Hintern 
beißt und ohne Besonderheit und Originalität ungrazil aus dem Sattel fällt.

NIKI: Typisch Bright Eyes – ein langes, wirres 
Intro, nur Geräusche und Gerede über wahnwitzige Welt-
verschwörungen – doch dann kommen die Elektronik, die 

harten Gitarrenriffs, Doublebassdrums, computerverzerrte Stimmen. Wo ist 
der traurige Lyriker, dessen aggressiv-zärtliches Songwriting den Bob Dylan 
einer jüngeren Generation verkörpert? Sechs Lieder braucht es, bis zum ersten 
Mal eine Akustikgitarre erklingt, nur um vom einbrausenden Synthesizer-
wirbel übertönt zu werden. Nach tagelangem Reinhören und intensiv-detek-
tivischen Textrecherchen aber eröffnet sich eine kontemporäre Herangehens-
weise an eine Musik, die nach wie vor die Sprache der Jugend hinausschreit. 
Großartiges Album!

Niki Hofmüller, , Germanistik und Anglistik.

LUKAS: �e King of Limbs hätte so viel Potential, wenn 
da nicht diese als Selbstschutz fungierende, schleifende 
Handbremse wäre. Die Arbeit am  erschienenen Koloss Kid A/Amne-
siac hätte �om Yorke laut eigener Aussage fast in den Wahnsinn getrieben 
und seitdem ist auch irgendwie die Luft draußen. Der Anfang der Platte 
lässt zwar noch Hoffnung aufkommen, doch im Endeffekt liefert Radiohead
nur Handarbeit ohne Innovationen ab. Es ist trotz Allem ein weiteres gutes 
Album geworden, wie sie auch die dazwischen liegenden Hail to the �ief
und In Rainbows waren. Aber gut ist leider nicht gleich genial. Genau das 
würde ich mir aber schön langsam wieder von dieser Band erwarten.

LUKAS: Mit �e People’s Key veröffentlicht Conor Oberst 
wieder ein Album unter dem Bright Eyes Synonym, nach-
dem er zwei unter eigenem Namen herausgebracht hatte. Dies macht des-
halb Sinn, weil die Platte mit ihrer �ematik und Grundstimmung nahtlos 
an das Vorgängeralbum Cassadaga anknüpft. Musikalisch verlässt Oberst 
allerdings die vom Country beeinflusste Seite und baut stattdessen Synthe-
sizer und vermehrt E-Gitarren ein. Unterm Strich ergibt das ein nettes Al-
bum für Fans, das durchgehend mit guten Songs aufwartet und mit jedem 
Mal hören besser wird.

Lukas Eichberger, , Ernährungswissenschaften.

ZWEIMAL HINGEHÖRT

Radiohead | �e King of Limbs

Bright Eyes | �e People’s Key
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SLAVOJ ZIZEK

as einem bei den Aufständen in Tunesien und 
Ägypten unweigerlich ins Auge springt, ist die 

auffällige Abwesenheit von muslimischem Funda-
mentalismus. In bester säkularer demokratischer Tra-
dition rebellierten die Menschen ganz einfach gegen 
ein repressives Regime, gegen Korruption und Ar-
mut und forderten Freiheit und eine Verbesserung 
ihrer wirtschaftlichen Lage. Die zynische Weisheit 
westlicher Liberaler, der zufolge in arabischen Län-
dern nur ein begrenzter Kreis liberaler Eliten wirk-
lich ein Gefühl für Demokratie hat, während die 
große Mehrheit nur mittels religiösem Fundamenta-
lismus oder Nationalismus mobilisiert werden kann, 
hat sich als falsch herausgestellt. Die große Frage ist: 
Was wird als nächstes passieren? Wer wird als der po-
litische Gewinner hervorgehen?

Als in Tunis eine neue provisorische Regierung 
ernannt wurde, wurden die Islamisten und die ra-
dikalere Linke ausgeschlossen. Die Reaktion selbst-
gefälliger Liberaler war: Gut, das ist ja im Prinzip 
dasselbe, zwei totalitäre Extreme – aber sind die 
Dinge wirklich so einfach? Besteht auf lange Sicht 
die wirkliche Gegnerschaft nicht genau zwischen 
den Islamisten und der Linken? Auch wenn sie mo-
mentan gegen das Regime vereint sind, wenn erst 
der Sieg naht, zerbricht ihre Einheit, sie treten in ei-
nen tödlichen Kampf, oft grausamer als der gegen 
den gemeinsamen Feind.

Taliban als Klassenkämpfer. Sahen wir nicht 
genau so einen Kampf nach den letzten Wahl-
en im Iran? Wofür die hunderttausenden Anhän-
ger Mousavis eintraten, war genau der allgemeine 
Traum, der die Revolution von Khomeini getra-
gen hatte: Freiheit und Gerechtigkeit. Auch wenn 
dieser Traum utopisch ist, führte er doch zu einer 
atemberaubenden Explosion politischer und sozi-
aler Kreativität, organisatorischen Experimenten 
und Debatten zwischen Studenten und normalen 
Menschen. Diese genuine Öffnung, die noch nie 
dagewesene Kräfte für soziale Transformation ent-
fesselte, ein Moment, in dem alles möglich schien, 
wurde dann allmählich durch die Übernahme der 
politischen Kontrolle durch das islamistische Esta-
blishment erstickt.

Auch im Fall ganz eindeutig fundamentalis-
tischer Bewegungen sollte man die soziale Kompo-
nente tunlichst nicht vergessen. Die Taliban wer-
den immer als fundamentalistische islamistische 
Gruppe dargestellt, die ihre Herrschaft mit Ter-
ror durchsetzt. Als sie aber im Frühling  im 
Swat-Tal in Pakistan das Regiment an sich ris-
sen, berichtete die New York Times, dass sie „ei-
nen Aufstand organisiert hatten, der die tiefen 
Risse zwischen einer kleinen Gruppe von reichen 
Großgrundbesitzern und deren landlosen Bau-
ern ausgenützt hatte.“ Wenn die Taliban durch ein 
„Ausnützen“ des Elends der Bauern „die Alarmglo-
cken wegen des Risikos für ein größtenteils noch 
feudales Pakistan zum Läuten bringen“, wie es die 
New York Times ausdrückte, was hielt dann die li-
beralen Demokraten in Pakistan und den USA da-
von ab, dieses Elend auf ähnliche Weise „auszun-
ützen“ und zu versuchen, den landlosen Bauern zu 
helfen? Ist es deshalb, weil die feudalen Kräfte die 
natürlichen Verbündeten der liberalen Demokratie 
sind?

Opportunist Tony Blair. Daraus muss man un-
weigerlich den Schluss ziehen, dass in musli-
mischen Ländern das Anwachsen des radikalen 
Islamismus immer die andere Seite des Verschwin-
dens der säkularen Linken war. Wenn Afghanistan 
als das Paradebeispiel eines islamischen fundamen-
talistischen Landes dargestellt wird, wer erinnert 
sich noch daran, dass es vor  Jahren ein Land 
mit einer starken säkularen Tradition war, ein-
schließlich einer mächtigen kommunistischen Par-
tei, die dort unabhängig von der Sowjetunion an 
die Macht gekommen war? Wohin ist diese säku-
lare Tradition verschwunden?

Man muss die derzeitigen Ereignisse in Tune-
sien und Ägypten (und Jemen und ... vielleicht, 
hoffentlich, sogar Saudi-Arabien) unbedingt vor 
diesem Hintergrund betrachten. Wenn die Situ-
ation schließlich so stabilisiert wird, dass das alte 
Regime mit ein paar liberalen kosmetischen Ope-
rationen überlebt, wird dies zu einem unüber-
windlichen fundamentalistischen Rückschlag 
führen. Damit das wichtigste liberale Erbe über-
lebt, brauchen die Liberalen die brüderliche Hil-
fe der radikalen Linken. Zurück zu Ägypten: Die 
schändlichste und eine gefährlich opportuni-

stische Reaktion war die von Tony Blair, wie sie 
auf CNN berichtet wurde: Veränderung ist not-
wendig, aber es sollte eine stabile Veränderung 
sein. Eine stabile Veränderung in Ägypten kann 
heute nur bedeuten, dass ein Kompromiss mit 
den Kräften Mubaraks geschlossen wird, indem 
der Kreis der herrschenden Elite etwas erweitert 
wird. Deshalb ist über einen friedlichen Übergang 
zu reden eine Unverschämtheit: Durch die Erdrü-
ckung der Opposition hat Mubarak das selbst un-
möglich gemacht. Nachdem Mubarak die Armee 
gegen die Protestierenden schickte, wurden die 
Möglichkeiten klar. Entweder ein kosmetischer 
Wechsel mit einigen Veränderungen, aber so, dass 
alles beim Alten bleibt, oder ein wirklicher Bruch.

Mubarak nach Den Haag. Das ist also die Stun-
de der Wahrheit: Man kann nicht, wie in Algerien 
vor zehn Jahren, sagen, dass wirklich freie Wahlen 
zuzulassen gleichbedeutend sei mit einer Machtü-
bergabe an die muslimischen Fundamentalisten. 
Eine weitere Sorge der Liberalen ist das Fehlen ei-
ner organisierten politischen Kraft, die die Macht 
übernimmt, sollte Mubarak zurücktreten. Natür-
lich gibt es keine, dafür hat Mubarak gesorgt, in-
dem er jegliche Opposition zu einem margina-
len Ornament machte, so dass das Ergebnis wie 
der berühmte Roman von Agatha Christie lautet, 
And �en �ere Were None [Und dann gab’s keines 
mehr]. Das Argument für Mubarak – entweder er 
oder Chaos – ist ein Argument gegen ihn.

Die Scheinheiligkeit der westlichen Liberalen 
ist atemberaubend: In der Öffentlichkeit unter-
stützten sie die Demokratie und nun, da die Men-
schen für säkulare Freiheit und Gerechtigkeit ge-
gen die Tyrannen aufstehen, nicht für Religion, 
sind alle zutiefst besorgt. Warum Besorgnis und 
nicht Freude darüber, dass die Freiheit eine Chan-
ce erhält? Heute mehr denn je passt Mao Tse 
Tungs altes Motto: „Unterm Himmel herrscht 
großes Chaos – die Lage ist ausgezeichnet.“

Wo soll Mubarak also hingehen? Die Antwort 
ist klar: nach Den Haag. Wenn es einen Staatsfüh-
rer gibt, der dort hingehört, dann er. N

Der Autor ist ein aus Slowenien stammender Philosoph, 
Kulturkritiker und nichtpraktizierender lacanianischer 
Psychoanalytiker. Orginalartikel: Why fear the Arab revolutiona-
ry spirit? Übersetzt von: Eva-Maria Bach. 

Warum Angst haben vor dem 
arabischen revolutionären Geist? 
Die Reaktion der westlichen Liberalen auf die Aufstände in Ägypten und 
Tunesien ist oft scheinheilig und zynisch.
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